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Strukturen und Netzwerke der Gender Studies 
Harald Schulze-Eisentraut 

Der folgende Beitrag beleuchtet die Zusammenhänge zwischen dem feministi-
schen Konzept des Gender Mainstreamings, der Genderpolitik und den Gender 
Studies. Als Ausgangspunkt dient ein Bericht über eine Tagung des „Netzwerks 
Genderforschung und Gleichstellungspraxis Bayern“ im Sommer 2017 an der 
Evangelischen Akademie in Tutzing am Starnberger See. Dort trafen sich eine 
Reihe führender Vertreterinnen der deutschen Gender-Szene, um über die von 
ihnen konstatierten Bedrohungen von Gender, Vielfalt und Demokratie durch 
Rassismus und Populismus zu beraten. Anhand der Organisation und der Beiträge 
zur Tagung werden institutionelle Strukturen und methodische Vorgehensweisen 
im Bereich der Genderforschung schlaglichtartig beleuchtet. Ein kurzer for-
schungsgeschichtlicher Rückblick zeigt die historischen Hintergründe der Netz-
werke in diesem Bereich auf. Im Rahmen der Frage nach der Ausbreitung der 
Gender Studies werden die entsprechenden Zahlen für den deutschsprachigen 
Wissenschaftsbetrieb diskutiert, wobei neben den Professuren mit expliziter De-
nomination Gender auch die zahlreichen Forschungszentren und Forschungsver-
bünde angesprochen werden. Eine besondere Rolle spielt das Phänomen der Sub-
sumierung von Forschungsprojekten mit geschlechtsspezifischen Fragestellungen 
unter dem Label der Gender Studies – auch wenn diese Forschung nichts oder nur 
wenig mit dem methodischen Konzept der Gender Studies zu tun hat. Schließlich 
wird auf Bundes- und Länderebene sowie auf Hochschulebene das Zusammen-
spiel von Genderpolitik, Gender Mainstreaming und Gender Studies beleuchtet. 
Schwerpunkte liegen dabei auf der Rolle der politischen Stiftungen, der Gemein-
samen Wissenschaftskonferenz und der großen Forschungseinrichtungen, spezi-
ell der Deutschen Forschungsgemeinschaft. 

Gender Studies und Diversitätsforschung 

Der Begriff des Netzwerks spielt eine aufschlussreiche und paradoxe Rolle im Be-
reich von Gender Studies und Gender Mainstreaming: als negativ konnotiert ver-
standene Männernetzwerke sollen bekämpft werden durch als positiv konnotiert 
verstandene Frauennetzwerke. Belege für die Existenz solcher angeblicher Män-
nernetzwerke werden dabei nicht angeführt, was nicht verwundert, denn bis auf 
wenige traditionelle bündische Vereinigungen wie einige Logen der Freimaurer 
und Studentenverbindungen gibt es keine solchen Netzwerke, die sich über den 
Ausschluss von Frauen oder gar eine explizite Ausrichtung gegen Frauen auszeich-
nen würden. Offenbar reicht für die Behauptung von den Männernetzwerken die 
feministische Vorstellung von der Existenz des großen, allumfassenden Netzwerks 
des Patriarchats aus, das alle Männer miteinander verbindet. Die real existierenden 
Netzwerke des Gender Mainstreamings dagegen sind inzwischen zu einem weit-
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verzweigten Verbund von Strukturen herangewachsen, die unterstützt und finan-
ziert werden von Institutionen des Staates, der Parteien und ihrer Stiftungen, Ge-
werkschaften und Kirchen. Ein breites Bündnis mit dem expliziten Ziel, die Ideo-
logie des Gender Mainstreamings in der Gesellschaft zu verankern.434 
Die politische Umsetzung des Gender Mainstreamings wird als Gender- oder 
Gleichstellungspolitik bezeichnet. Gender Studies bilden das ideologische Fun-
dament dieser Gleichstellungspolitik. Sie sind entsprechend fest eingebunden in 
die Netzwerke und Strukturen des Gender Mainstreamings. Um der zunehmenden 
Kritik an ihrer einseitigen Lobbypolitik für bestimmte Frauengruppen zu entge-
hen und gleichzeitig ihren politischen Einfluss zu erweitern, haben die Repräsen-
tanten von Gender Mainstreaming und Gender Studies eine folgenschwere Aus-
weitung ihres selbstreklamierten Kompetenzbereiches vorgenommen: Unter dem 
Begriff der Diversität (oder neudeutsch Diversity) erheben sie den Vertretungs-
anspruch für weitere sogenannte marginalisierte Gruppen, die als diskriminiert 
erklärt werden aufgrund von Geschlecht, sexueller Orientierung, Religion, Behin-
derung und Alter – letztlich für alle, die nicht der angeblichen männlichen, hete-
rosexuellen, weißen Führungsschicht angehören. In einer letzten Volte der Argu-
mentation erhebt der Feminismus sogar den Anspruch, auch „die alten weißen 
Männer“ befreien zu wollen, denen es nämlich besser ginge, wenn sie nur erst von 
ihrer „toxischen Maskulinität“ befreit würden. 
Mit dem Konzept der Diversität hängt das Prinzip der Intersektionalität zusam-
men, das die Kombination verschiedener Diskriminierungen oder Marginalisie-
rungen bezeichnet;435 indem die angebliche Diskriminierung als Frau mit anderen 
angeblichen Diskriminierungen verbunden wird („schwarze, behinderte Trans-
frau“), wirkt dies quasi als Scharnier zur Vereinnahmung anderer Gruppen für die 
Bewegung des Feminismus. 
War schon der Anspruch, für alle Frauen sprechen zu wollen, eine Fiktion, so trifft 
dies erst recht auf die unter dem Prinzip der Diversität subsumierten Bevölke-
rungsteile zu. Zwei Gruppen aber versuchen die Vertreterinnen der Gender Stu-
dies in verstärktem Maße in ihre ideologische Bewegung zu integrieren: Dies sind 

                                                
434 Zur Rolle von Gender Mainstreaming im deutschen Wissenschaftsbetrieb s. Harald 

Schulze-Eisentraut, Gender-Mainstreaming. Wie eine Ideologie die deutschen Hochschu-
len infiltriert, in: Harald Schulze-Eisentraut – Torsten Steiger – Alexander Ulfig, Die 
Quotenfalle. Warum Genderpolitik in die Irre führt (München 2017) S. 215-239. 

435 Nimmt man zur Liste der möglichen Diskriminierungen oder Marginalisierungen dann 
noch gesellschaftspolitische Differenzierungen hinzu, so ergibt sich eine Vielzahl von 
Kombinationsmöglichkeiten. Und so schlussfolgert denn auch etwa Gero Bauer, Die 
(De)Naturalisierung von Homophobie, in: ders. – Regina Ammicht Quinn – Ingrid Hotz-
Davies (Hrsg.) Die Naturalisierung des Geschlechts. Zur Beharrlichkeit der Zweige-
schlechtlichkeit (Bielefeld 2018) S. 147: „Die denkbaren und relevanten Verschränkun-
gen lassen sich ins beinahe Unendliche multiplizieren und alle wären es wert, von einer 
institutionellen und gesamtgesellschaftlichen Politik berücksichtigt zu werden.“ 
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zum einen die Vertreter der sogenannten LGBT-Community (Lesbian, Gay, Bi-
sexual, Transsexual/Transgender), also Homosexuelle und sogenannte Transgen-
der. Diese Gruppe ist mit etwa 1-3 Prozent an der Gesamtbevölkerung relativ 
klein436. Sie war schon historisch traditionell in einigen Bereichen stark mit der 
feministischen Bewegung verbunden. Ein erheblicher Teil führender Vertreterin-
nen der zweiten und besonders der dritten Frauenbewegung waren bzw. sind Re-
präsentantinnen der Lesbenbewegung, die ihrerseits eng verzahnt mit der Schwu-
len- und Transgenderbewegung ist. Die seit einigen Jahren unter den sich immer 
weiter verzweigenden Schlagworten LGBT, LGBTQ oder zuletzt LGBTQIA 
(Lesbian, Gay, Bisexual, Transgender, Queer/Questioning, Intersex, Ally/Ase-
xual) gemeinsam auftretenden, bzw. als solche vereinnahmten Gruppen wurden 
nun auch administrativ in die Gender Studies eingebunden, indem dort eigene 
Dozenturen für sogenannte Queerstudies eingerichtet wurden. Entsprechend dem 
Konzept der „Dekonstruktion der Heteronormativität“ sind Homosexualität und 
Transgender zudem zentrale Forschungsfelder der Gender Studies. Insbesondere 
das klinische Phänomen des Transsexualismus wird von den Vertretern der Gen-
der Studies unter dem Begriff des Transgenderismus für ihr Gender-Modell in-
strumentalisiert, indem es die Existenz mindestens eines dritten Geschlechts so-
wie die Möglichkeit von Geschlechtswechsel verkörpern soll. 
Bei der zweiten Gruppe handelt es sich um die Menschen mit Migrationshinter-
grund. Dies sind in Deutschland nach der Definition des Statistischen Bundesamtes 
alle Personen, die entweder selbst nicht mit deutscher Staatsangehörigkeit geboren 
wurden oder die mindestens ein Elternteil haben, das nicht mit deutscher Staats-

                                                
436 Die letzte repräsentative Emnid-Umfrage zum Anteil der Homosexuellen an der Bevöl-

kerung in Deutschland aus dem Jahr 2000 ergab, dass sich 1,3 Prozent der befragten 
Männer und 0,6 Prozent der Frauen als homosexuell einstuften, 2,8 bzw. 2,5 Prozent der 
befragten Männer und Frauen stuften sich als bisexuell ein. Ähnliche Zahlenverhältnisse 
ergaben Umfragen aus den Jahren 2001 bis 2012 in den USA, Großbritannien, Kanada 
und Australien, s. https://de.wikipedia.org/wiki/Homosexualit%C3%A4t#Demografi-
sche_H%C3%A4ufigkeit (abgerufen 28.1.2019). 
Der Anteil der von Transsexualismus betroffenen Personen an der Gesamtbevölkerung 
ist umstritten. Dies resultiert aus Problemen bei der Erhebung sowie der Definition des 
Phänomens. Die „Deutsche Gesellschaft für Transidentität und Intersexualität“ nennt für 
Deutschland die Zahl von 20.000 bis 80.000 „Trans*Personen“, das wären also zwischen 
0,02-0,1 Prozent der Gesamtbevölkerung. Für die USA stufte „The Diagnostic and Sta-
tistical Manuel oft he American Psychiatric Association 2013“ dagegen 0,0035 Prozent 
der Bevölkerung als transsexuell ein. Axel Meyer, Adams Apfel und Evas Erbe. Wie die 
Gene unser Leben bestimmen und warum Frauen anders sind als Männer (München 
2015) S. 166-193, 348-361 fasst den Faktenstand zu den chromosomalen und geneti-
schen Hintergründen zusammen und geht von weniger als 0,01 Prozent aus (S. 349), ver-
weist aber auf Schätzungen, die von einer höheren Häufigkeit (0,1-0,3 Prozent) von Gen-
der Dysphoria ausgehen, also dem Gefühl, sich in seinem Geschlecht nicht wohl zu füh-
len. Unter dem Begriff Transgender werden beide Phänomene bzw. die davon betroffe-
nen Personen zusammengefasst, was methodisch problematisch erscheint. 
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bürgerschaft geboren wurde. Bei dieser Gruppe gestaltet sich der Prozess erheblich 
mühevoller, schon weil diese Gruppe inzwischen knapp ein Viertel an der deut-
schen Gesamtbevölkerung stellt und ein außerordentlich breites gesellschaftliches 
Spektrum vertritt. Die Bemühungen der Diversitätsforschung sind dabei wie im 
Falle der Frauenforschung eng verzahnt mit politischen Interessen bestimmter Par-
teien. Bereits 2013 wurde in der „Forschungsevaluation Geschlechterforschung“ 
der Wissenschaftlichen Kommission Niedersachsen, die insgesamt ein typisches 
Produkt der Gender Mainstreaming-Politik darstellt, dazu festgestellt: „Der Diver-
sity-Ansatz ist eher ein politisches Konzept als ein wissenschaftliches Pro-
gramm.“437 Ein Dilemma in diesem Zusammenhang stellen für die Gender Studies 
die gesellschaftlichen Probleme dar, die aufgrund der Ablehnung der Geschlech-
tergleichheit durch Teile der islamisch geprägten Migranten sowie den verstärkten 
Zuwachs vorwiegend junger männlicher Migranten entstehen. 
Es erscheint den Vertretern der Gender Studies als erfolgversprechende Strategie, 
methodische Kritik an den Gender Studies grundsätzlich mit Kritik an Wissen-
schaft und der Institution Universität gleichzusetzen sowie als antidemokratische 
Position im rechten Spektrum politischer Parteien zu bezeichnen und dadurch zu 
diskreditieren. Beispielhaft sind dafür Argumentationsmuster in dem 2015 von 
Sabine Hark und Paula-Irene Villa herausgegebenen Band „Anti-Genderismus. 
Sexualität und Geschlecht als Schauplätze aktueller politischer Auseinanderset-
zungen“.438 Dort wie auch in anderen Publikationen wird die Diskussion um die 
wissenschaftliche und gesellschaftliche Relevanz der feministischen Theorien als 
Teil eines „Kulturkampfes der Gegenwart“ begriffen.439 
Mit besonderem Argwohn beobachten die Vertreterinnen der Gender Studies, 
dass sich auch verstärkt Frauen gegen die Genderideologie verwahren. Indem die 
Anführerinnen des Feminismus den Anspruch erheben, für die Gruppe aller 
Frauen als angeblich diskriminierte Gruppe zu sprechen, wird die Distanzierung 
von Frauen von diesen Ansprüchen, Zielen und Methoden als Verrat empfunden 
– daher der besondere Hass von Feministinnen auf Frauen mit kritischer Einstel-
                                                
437 http://www.wk.niedesachsen.de/download/75596 (abgerufen 21.1.2019) S. 17. 
438 Sabine Hark – Paula-Irene Villa (Hrsg.) Anti-Genderismus. Sexualität und Geschlecht 

als Schauplätze aktueller politischer Auseinandersetzungen (Bielefeld 2015), s. etwa die 
Einleitung von Sabine Hark und Paula-Irene Villa „Anti-Genderismus“ – Warum dieses 
Buch? S. 7-13 bes. S. 9; diess., „Eine Frage an und für unsere Zeit“. Verstörende Gender 
Studies und symptomatische Missverständnisse, S. 15-39 bes. S. 33; Juliane Lang, Fami-
lie und Vaterland in der Krise. Der extrem rechte Diskurs um Gender, S. 167-181; Jas-
min Siri, Paradoxien konservativen Protests. Das Beispiel der Bewegungen gegen 
Gleichstellung in der BRD, S. 239-255. Man vgl. auch Gabriele Dietze, Anti-Genderis-
mus intersektional lesen, in: Zeitschrift für Medienwissenschaft 13, 2/2015, S. 125-127. 

439 Kathrin Ganz – Anna-Katharina Meßmer, Anti-Genderismus im Internet. Digitale Öf-
fentlichkeiten als Labor eines neuen Kulturkampfes, in: Sabine Hark – Paula-Irene Villa 
(Hrsg.) Anti-Genderismus. Sexualität und Geschlecht als Schauplätze aktueller politi-
scher Auseinandersetzungen (Bielefeld 2015) S. 59-77. 
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lung zum Feminismus. Indem die feministische Theorie für diese Frauen die Dia-
gnose gefunden hat, sie litten unter „internalisierter Misogynie“, können sie letzt-
lich ebenfalls als Opfer des Patriarchats verbucht werden. 

Fallbeispiel Gendertagung „Gender – Vielfalt – Demokratie. Bedrohungen 
durch Rassismus und Populismus“ 

Beispielhaft soll die Verzahnung von Institutionen und das Zusammenspiel von 
Strukturen und Netzwerken der Gender Studies vorgeführt werden an einer Ta-
gung zum Thema „Gender – Vielfalt – Demokratie. Bedrohungen durch Rassis-
mus und Populismus“, die vom 23. bis 24. Juni 2017 an der Evangelischen Aka-
demie Tutzing stattfand.440  
Eingeladen zur Tagung hatten die Evangelische Akademie Tutzing und das Netz-
werk Genderforschung und Gleichstellungspraxis Bayern (NeGG). Kooperations-
partner waren die Gleichstellungsstelle der Landeshauptstadt München, das Städ-
tische Klinikum München, die Frauenakademie München e.V., die TU München, 
die Universität Augsburg, die Hochschule für Angewandte Wissenschaften Mün-
chen, das Deutsche Jugendinstitut, die Hochschule für Angewandte Wissenschaf-
ten Landshut und die Sektion Geschlechterforschung in der Deutschen Gesell-
schaft für Soziologie. Die Tagung wurde – wie in Vorankündigung und im Flyer 
ausdrücklich vermerkt – „zu einem erheblichen Teil aus Kirchensteuermitteln fi-
nanziert“. 
Das Tagungsteam bestand aus 14 Personen als Vertreter der genannten Institutio-
nen: Dr. Ulrike Haerendel als Referatsleiterin für Soziales, Familie und Genera-
tionen, Geschlechter- und Gleichstellungsfragen, Geschichte sowie stellvertre-
tende Direktorin der Evangelischen Akademie (von diesem Amt trat sie im Juli 
2017 zurück), Birgit Erbe, Agnes Lang und Sabrina Schmitt von der Frauenaka-
demie München (FAM), Dr. Stephanie Handschuh-Heiß (TUM.Diversity, Büro 
für Gender Management, Wissenschaftszentrum Weihenstephan, Technische 
Universität München), Dr. Karin Jurczyk (Deutsches Jugendinstitut e.V., Mün-
chen), Nicol Lassal (Gleichstellungsstelle für Frauen, LH München), Dr. Marion 
Magg-Schwarzbäcker, Büro für Chancengleichheit, Universität Augsburg), Anja 
Quindeau (TUM.Diversity, Stabsstelle Chancengleichheit, Technische Universi-
tät München), Prof. Dr. Maria S. Rerrich (Fakultät für Angewandte Sozialwissen-
schaften, Hochschule München), Dr. Andrea Rothe (Stabsstelle Betriebliche 
Gleichbehandlung, Städtisches Klinikum München GmbH), Dr. Susanne Schmidt 
(Forschungsverbund ForGenderCare München), Prof. Dr. Barbara Thiessen 
(Lehrstuhl für Gendersensible Soziale Arbeit, Hochschule Landshut), Prof. Dr. 
                                                
440 Die folgende Zusammenfassung basiert auf den Tagungsunterlagen und Protokollen der 

Referate und Diskussionen. Auf der Tagungsseite https://www.ev-akademie-
tutzing.de/veranstaltung/gender-vielfalt-demokratie/ sind einige der Tagungsbeiträge 
freigeschaltet nach Eingabe des Kennworts der Tagungsunterlagen. 
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Paula-Irene Villa (Lehrstuhl Soziologie/Gender Studies, Ludwig-Maximilians-
Universität München). 
Das Tagungsteam bestand ausschließlich aus Frauen, unter den „Referentinnen 
und Referenten“ fanden sich ebenfalls ausschließlich Frauen, unter den weiteren 
76 gemeldeten Teilnehmern (im Gendersprech der Tagung „Teilnehmende“ ge-
nannt) fanden sich 71 Frauen.  
Bereits in ihrer Begrüßung gibt Ulrike Haerendel die Richtung vor mit dem durch 
Judith Butler geprägten Begriff des „Gender Trouble“, der nach Haerendels Ein-
schätzung jetzt zur Kennzeichnung der aktuellen Debatten um Zuwanderung und 
Gesellschaftspolitik verwendet werden könne. Die Grundfrage sei, wie die Femi-
nistinnen solidarisch zusammenrücken könnten „mit eingewanderten und anderen 
Menschen“, die „aufgrund ihres Geschlechts, ihrer Sexualität, ihres Alters, ihrer 
Herkunft und Religion sowohl als Personen wie auch als soziale Gruppe heftigen 
Angriffen ausgesetzt sind“.441 
Damit hat Frau Haerendel diejenigen Gruppen genannt, die seit einigen Jahren im 
Zuge des sogenannten Diversitätskonzeptes als vorgeblich diskriminierte oder 
marginalisierte Bevölkerungsteile von den Vertretern des GS vereinnahmt wer-
den. Das bereits oben angesprochene Dilemma für die die Genderbewegung tra-
genden Feministinnen entsteht nun allerdings dadurch, dass sich in der als poten-
tielle Verbündete zu vereinnahmenden Gruppe der Migranten eine Vielzahl von 
Menschen vor allem islamischen Glaubens findet, die der Gleichberechtigung der 
Geschlechter oder dem feministischen Weltbild tendenziell ablehnend gegenüber-
stehen. Dies wird auch in der feministischen Szene heftig und kontrovers disku-
tiert. Haerendel betont grundsätzlich die Bedeutung des Netzwerks Genderfor-
schung und Gleichstellungspraxis Bayern (NeGG), das seit 2007 ca. 80 Forsche-
rinnen in ihrem Streben nach Umsetzung der Gleichstellungspolitik vereine. Ak-
tuell sei es vor allem nötig, dem „Aggressionsdrang“ in der Gesellschaft etwas 
entgegenzusetzen. 
Frau Professor Barbara Thiessen vom Lehrstuhl Soziologie/Gender Studies der 
LMU München skizziert als Sprecherin des Tagungsteams die Ausgangssituation 
der Tagung, indem sie betont, dass Frauenfeindlichkeit und Rechtsradikalismus 
zusammenpassten. Es gäbe zunehmenden „Gegenwind gegen die Gender Stu-
dies“, die unter Ideologieverdacht gestellt und deren wissenschaftliche Kategorie 
infrage gestellt würden – auch in Bayern! Die CSU weise antigenderistische Ten-
denzen auf. Wenn Sexismus von Rechtspopulisten zum Thema gemacht würde, 
dann seien das „falsche Freunde“! 

                                                
441 Zitat nach dem Text von Ulrike Haerendel im Flyer zur Tagung „Gender – Vielfalt – De-

mokratie. Bedrohungen durch Rassismus und Populismus“, Evangelische Akademie 
Tutzing 2017. 
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Das erste Referat hält Frau Professor Sabine Hark, die Leiterin des Zentrums für 
Interdisziplinäre Frauen- und Geschlechterforschung (ZIFG) an der Technischen 
Universität Berlin. Frau Hark ist eine der Frontfrauen der Gender Studies und der 
Lesben-Bewegung mit zahlreichen Auftritten auch in den Medien. Frau Hark re-
feriert zum Thema „Demokratische Kultur, Anerkennung von Vielfalt, sozialer 
Zusammenhalt – bedrohte Werte in Zeiten des Rechtspopulismus?“. Als Referenz 
verweist sie auf bereits vorgelegte Arbeiten zur Verbindung zwischen Antigende-
rismus und Rechtspopulismus, entstanden im Rahmen der Parteienstiftungen 
Heinrich-Böll-Stiftung und Friedrich-Ebert-Stiftung. Sie führt als Beispiel eine 
Abgeordnete der AfD im Berliner Senat an, die sich selbst als „Hardcore-Femi-
nistin“ bezeichne und ihr rechtspopulistisches Engagement mit der antiislami-
schen Haltung der AfD begründe.442 Frau Hark konstatiert, es gäbe „neoautoritäre 
Bewegungen“ mit einer Ausrichtung gegen Gender Mainstreaming und Gender 
Studies. Die AfD habe die Abschaffung der Gender Studies explizit zum politi-
schen Ziel erklärt und auch die CSU positioniere sich in ihrem Grundsatzpro-
gramm gegen die Gender Studies. Geschlechterforschung an deutschen Universi-
täten werde zunehmend infrage gestellt. 
Gegen derartige Tendenzen beschwört Frau Hark das Bündnis des Feminismus 
mit dem Staat seit der UN-Weltfrauenkonferenz in Peking 1995: „Wir haben diese 
Rechte mit dem Staat erkämpft!“ In bemerkenswerter Offenheit führt sie aus: 
„Obwohl dieses Bündnis von Feminismus und Staat aus einer emanzipatorischen 
Perspektive auch kritisch reflektiert werden muss, gibt es doch an vielen Punkten 
keine Alternative dazu. Daher ist es eben nicht nur ideologische Rede, wenn die 
AfD und entsprechende andere Kräfte sagen: Die in Brüssel sagen uns jetzt, wie 
wir unsere Beziehung leben sollen und wie wir unsere Kinder erziehen sollen usw. 
Das ist ja in der Tat so.“443 Kritik an den Gender Studies wird dann gleichgesetzt 
mit Kritik an der Migrationspolitik und an der Rolle des Islam und sie resümiert: 
„Die mitunter ausufernde Hetze gegen Migranten, den ‚Islam‘, aber eben auch 
gegenüber den ‚Genderistas‘ (…) muss daher auch als Teil eines Rachefeldzuges 

                                                
442 Die Bemerkung fällt außerhalb des Redemanuskripts von Sabine Hark. Gemeint ist ver-

mutlich Sybille Schmidt, ehemalige linke Szeneaktivistin und SPD-Mitglied, die seit 
September 2016 parteilose Bezirksverordnete für die Fraktion der AfD des Bezirks 
Friedrichshain-Kreuzberg ist. 

443 Anders als in diesem internen Referat die Gewichtung der Argumentation in Sabine Hark 
– Paula-Irene Villa, „Eine Frage an und für unsere Zeit“. Verstörende Gender Studies 
und symptomatische Missverständnisse, in: diess. (Hrsg.) Anti-Genderismus. Sexualität 
und Geschlecht als Schauplätze aktueller politischer Auseinandersetzungen (Bielefeld 
2015) S. 15-39, wo das Bemühen dahin geht, eine Verbindung von Gender Studies mit 
dem Staat und der Brüsseler EU-Bürokratie eher kleinzureden. Gleichsetzungen von 
Gender Studies, Gender Mainstreaming, Feminismus und Staatsräson werden als typi-
sche und verleumderische Unterstellungen der „anti-genderistischen“ Seite hingestellt, s. 
S. 23. 
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gegen das Establishment und eine Befreiung von den Gefühls- und Sprachnormen 
der politisch korrekten Umgangsformen verstanden werden.“ 
Bereits an dieser Stelle und später noch mehrfach auf der Tagung wird deutlich: 
Die Vertreterinnen der Gender Studies sind sich der Tatsache durchaus bewusst, 
dass ihre Erfolge Folge der staatlichen Unterstützung spätestens seit dem EU-
Vertrag von Amsterdam 1999 sind. Gerade im Falle des Feminismus hat sich der 
Marsch durch die Institutionen als Erfolgsrezept gezeigt. Im Gewand des Gender 
Mainstreamings ist ein „Staatsfeminismus“ etabliert worden, den es nun zu ver-
teidigen gilt. Der Staat als Verbündeter. 
Ein gewisses Paradoxon besteht darin, dass sich viele der Kämpferinnen immer 
noch gerne in der Nachfolge linker anarchistischer und damit staatsfeindlicher 
Kräfte sehen, gleichzeitig aber eifrig danach rufen, dass der Staat die ihnen ein-
geräumten Privilegien schützen solle! Frau Hark sieht die von ihr konstatierte 
„schleichende Revolution des Neoliberalismus der letzten Jahrzehnte“ in einem 
direkten Zusammenhang mit dem Zusammenbruch des Warschauer Paktes. Sie 
erkennt „heterorassistische und neoimperialistische Tendenzen weltweit“. Dage-
gen müsse die Vielfalt der Meinungen eingefordert werden, wie dies schon Han-
nah Arendt getan habe. Selbst auf der „linken Seite“ gebe es Anti-Genderpolitik, 
wie die Rede von Cem Özdemir auf dem letzten Parteitag der Grünen am 16. Juni 
2017 gezeigt habe.444 Die Durchsetzung eines „autoritär grundierten Neolibera-
lismus“ in Deutschland setzt Frau Hark in Beziehung zur „sozialdemokratischen 
Politik der Flexibilisierung und – im Ergebnis – der Prekarisierung der Erwerbs-
arbeitsmärkte“ in den vergangenen beiden Jahrzehnten (Stichwort: Agenda 2010). 
Im Rahmen ihres Referates führt Frau Hark weder Belege für die postulierte Ver-
bindung zwischen dem Zusammenbruch des Warschauer Paktes und der „schlei-
chenden Revolution des Neoliberalismus“ an noch für die Verbindung zwischen 
den neoliberalen Entwicklungen der letzten Jahrzehnte und dem Aufkommen ei-
nes Rechtspopulismus. Ihre Argumente bleiben auch auf Nachfrage aus dem Pub-
likum völlig unwissenschaftlich und bestehen lediglich aus vagen Gefühlen: „Ich 
habe das Gefühl, dass dieser Zusammenhang besteht, – und ich bin mit diesem 
Gefühl nicht allein!“ 
Der zweite Vortrag wird gehalten von Frau Professor Beate Küpper, Sozialpsy-
chologin und stellvertretende Institutsleiterin am Institut für Soziale Arbeit in 
Gruppen und Konfliktsituationen (SO.CON) am Fachbereich Sozialwesen der 
Hochschule Niederrhein. Ihr Thema ist „Gruppenbezogene Menschenfeindlich-
keit: Wie entwickeln sich Antigenderismus und Rassismus?“. Zunächst stellt Frau 
Küpper fest, dass rechtspopulistische Einstellungen bei Frauen und Männern in 
Deutschland weitgehend identisch weit verbreitet seien. Hierin und in weiteren 
Urteilen stützt sich Frau Küpper auf die Befragungen im Auftrag der Friedrich-
                                                
444 Bemerkung außerhalb des Redemanuskripts. 

smu




 221 

Ebert-Stiftung, die auf einem Langzeitprojekt der Universität Bielefeld aufbauen 
– von Frau Küpper kurz als „Menschenfeindlichkeitsstudie“ bezeichnet, konkret 
die Umfrage für das Jahr 2016.445 Die „Menschenfeindlichkeitsstudie“ wird mit 
folgenden Ergebnissen zitiert: 40% der Befragten hätten der Aussage zugestimmt 
„die deutsche Gesellschaft wird durch den Islam unterwandert“, 28% der Aussage 
„die regierenden Parteien betrügen das Volk“, 19% der Aussage „Deutschland 
wäre ohne die EU besser dran“. Frau Küpper beklagt außerdem, dass neurechte 
Strömungen an Raum gewönnen, so etwa in Gestalt des Publizisten Roland Tichy, 
der unter Verweis auf den verstorbenen Altkanzler Helmut Schmidt seine im Pres-
seclub auf dem TV-Sender Phönix geäußerte Aussage zu legitimieren suche, dass 
„auf unseren Straßen Religionskrieg herrsche“. Ihr Vortrag kulminiert unter Be-
zug auf das Buch von Michael Kimmel „Angry white men“ aus dem Jahr 2013 in 
der Aussage, „alte weiße Männer reden besonders gerne über das muslimische 
Kopftuch“. Zusammenfassend lässt sich festhalten: Dem Vortrag von Frau Pro-
fessor Küpper mangelt es sowohl an einer Fragestellung als auch an einer rele-
vanten Auswertung der von ihr vorgestellten Statistiken. 
In der anschließenden sogenannten Fishbowl Diskussion, bei der sich Tagungs-
teilnehmer selbst in den Kreis der Diskutanten begeben und wieder herausgehen 
können, betont Frau Professor Paula-Irene Villa, dass der Populismus sich selbst 
als Opfer stilisiere. Die Ablehnung des Kopftuches im Unterricht sei in Wahrheit 
eine Ablehnung des Islams generell – und die Ablehnung des Kopftuches im Un-
terricht sei daher eine rechtspopulistische Einstellung. Frau Professor Thiessen 
fordert wie zuvor Frau Hark eine „Ethik der Differenziertheit“ ein. Abschließend 
bedauert Frau Küpper, dass „Genderaspekte in der Forschung in NRW wieder 
rausgestrichen werden sollen, während bisher in jedem Antrag das Wort Gender 
zumindest genannt werden musste!“ 
Der Vortrag der Aktivistin Peggy Piesche vom Verein ADEFRA (Kürzel für: af-
rodeutsche Frauen), Literatur- und Kulturwissenschaftlerin an der Academy of 
Advanced African Studies an der Universität Bayreuth, fällt aus. Der Abend 
klingt aus mit „Gesprächen & Networking in den Salons“. 
Am 24. Juni eröffnet nach der „Andacht in der Schlosskapelle“ Frau Esther Leh-
nert, Professorin für Geschichte, Theorie und Praxis der Sozialen Arbeit mit dem 
Schwerpunkt Rechtsextremismus an der Alice Salomon Hochschule Berlin, den 
Tag mit ihrem Impulsvortrag zum Thema „Was macht rechtsextreme/rechtspopu-
listische Positionen für Frauen attraktiv?“. Sie konstatiert unter Verweis auf die 
Untersuchungen des Sozialwissenschaftlers Alexander Häusler eine „prokla-
mierte Abkehr“ vom Nationalsozialismus durch Rechtsextreme. Was aber die 
Einstellung zu den Rollenbildern von Frau und Mann betreffe, so herrsche „in der 
                                                
445 Andreas Zick – Beate Küpper – Daniela Krause: Gespaltene Mitte – Feindselige Zu-

stände. Rechtsextreme Einstellungen in Deutschland 2016: https://www.fes.de/gespal-
tene-mitte-rechtsextreme-einstellungen-2016/ (abgerufen 21.1.2019). 
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gesamten Rechten ein biologisiertes Geschlechterrollenmodell“. In diesem Be-
reich gebe es keine modernisierte Variante des Rechtsextremismus. Stattdessen 
gebe es eine Abwehrhaltung gegen „Femokratie“. Im Folgenden stellt Frau Leh-
nert in ihrer Powerpointpräsentation mitsamt Fotos einige Vertreterinnen rechts-
extremer Positionen beispielhaft vor, zunächst Melanie Schmitz, das sogenannte 
IT-Girl der „Identitären“. Gezeigt werden auch Mitglieder des mittlerweile auf-
gelösten Thüringer Mädelbundes, dessen Mitglieder sich als nationale Feminis-
tinnen verstanden hatten. Besonders hervorgehoben werden zwei weitere Frauen, 
die dem Feminismus ablehnend gegenüberstünden, nämlich Melanie Dittmer und 
Alice Weidel. Bei beiden wird ihr offenes Lesbentum thematisiert. Dies wird als 
eine besonders infame Form des Überläufertums gebrandmarkt.446  
In einem weiteren Impulsreferat spricht die Beauftragte für Chancengleichheit 
von Frauen und Männern der Evangelischen Landeskirche in Württemberg Frau 
Ursula Kress zum Thema „Gleichstellungspolitik und neue Anfeindungen“. Sie 
referiert zunächst über den Stand der Gleichstellung in den evangelischen Lan-
deskirchen. Es gibt 17 Landesgleichstellungsbeauftragte. Das Genderzentrum 
DEKT in Stuttgart sei vom Theologieprofessor Reinhard Slenczka (Erlangen) in 
einem kritischen Gutachten mit dem Titel „Mit welchen Gründen von Vernunft 
und Recht wird die Ideologie des Genderismus in Politik, Kirche und Schulen 
eingeführt und aufgezwungen?“ evaluiert und folgendermaßen beurteilt worden: 
„Die Ideologie des Gender Mainstreamings ist in den evangelischen Kirchen 
heute beherrschend …“. Anschließend stellt Frau Kress den von der evangeli-
schen Kirche produzierten Kurzfilm „Eine Tür ist genug“ vor, in dem anhand des 
Themas Toilettenbenutzung die Themen Geschlechtsidentitäten und sexuelle 
Ausrichtungen behandelt werden.447 Sie verweist zudem auf ein Zitat des Akti-
visten Martin Speer in einem Artikel in der ZEIT vom 14. Juni 2017, wonach 
„Gender Studies eine Übung in Mitmenschlichkeit“ seien. Abschließend bemerkt 
Frau Kress bedauernd, dass eine Frauenquote von 50 Prozent in den Leitungsstel-
len der evangelischen Landeskirche in Württemberg wohl illusorisch, weil nicht 
umsetzbar sei. Dem Vortrag mangelt es grundlegend an wissenschaftlicher Me-
thodik, stattdessen spiegelt er in protestantischer Betroffenheits-Rhetorik ledig-

                                                
446 Hintergrund ist die enge Verzahnung von Lesbentum und Genderfeminismus. Der hohe 

Anteil von lesbischen Führungsfunktionärinnen im Genderfeminismus hängt zusammen 
mit der Ablehnung von sogenannter heteronormativer Sexualität zugunsten einer rein auf 
Frauen beschränkten lesbischen Sexualität. Entwicklungen der modernen Reproduktions-
medizin machen dabei eine Fortpflanzung auch ohne direkte Beteiligung von Männern 
möglich – für einige Vertreterinnen ein Schritt hin zur Utopie der männerlosen Gesell-
schaft. Die Akzeptanz von Männern in der Genderszene ist weitgehend reduziert auf 
Schwule und sogenannte Transmänner. 

447 Kurzspielfilm 2012: Evangelische Frauen in Deutschland e.V., Männerarbeit der EKD, 
Regie und Produktion: Rainer Speidel. 
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lich die persönlichen Eindrücke von Frau Kress als Frauenbeauftragte in der Lan-
deskirche Württemberg wider. 
In den folgenden parallel laufenden Workshops werden „(Gegen-)Strategien“ zu 
folgenden Themen diskutiert: „1. Frauen in der extremen Rechten 2. „Postfakti-
sche Politik“ und „Fake News“ – Herausforderung etablierter Medien? 3. Gleich-
stellungsarbeit unter Druck 4. Mechanismen der Diskriminierung erkennen, das 
eigene Handlungsspektrum in einer pluralen Gesellschaft erweitern 5. Geschlech-
terreflektierende Prävention von Rechtsextremismus – Ansätze in Pädagogik und 
Zivilgesellschaft.“ 
Eine abschließende Podiumsdiskussion behandelt das Thema „Anti-Genderismus 
in Europa“. Die Moderation obliegt Frau Professor Paula-Irene Villa, Lehrstuhl-
inhaberin für Soziologie/Gender Studies an der Ludwig-Maximilians-Universität 
München und neben Sabine Hark die zweite „Frontfrau“ der Gender Studies in 
den deutschen Medien. Teilnehmer sind Frau Professor Bozena Choluj, Lehr-
stuhlinhaberin für Deutsch-Polnische Kultur- und Literaturbeziehungen und Gen-
der Studies an der Europa-Universität Viadrina in Frankfurt/Oder und Professorin 
für Literaturwissenschaft/Gender Studies am Institut für Germanistik der Univer-
sität Warschau, Meera Jamal, Journalistin aus Wiesbaden und Marion Chenevas, 
Vorstandsmitglied im Verein „Ärzte der Welt e.V.“ und Geschäftsführung Ge-
sundheitsbeirat der Stadt München.  
Marion Chenevas berichtet zunächst über den zunehmenden Widerstand in Frank-
reich gegen die „théorie du gend“ – übrigens selbst im Französischen ein Neolo-
gismus des englischen Begriffs. So schlossen sich seit 2011 mehr als 80 Abge-
ordnete und 130 Senatoren dem Protest von Elterninitiativen gegen gegenderte 
Schulbücher an. Eine seit 2014 an 600 Grundschulen angelaufene Kampagne zur 
Bekämpfung von Geschlechtsstereotypen musste aufgrund von weitreichenden 
Elternprotesten eingestellt werden. Marion Chevenas sieht dahinter ein unheilvol-
les Bündnis aus katholischen Konservativen und dem Front National (FN) am 
Werk, deren Argumente sie so zusammenfasst: Gender sei ein Import aus den 
USA und fördere einen hemmungslosen Neoliberalismus. 
Bozena Choluj führt die Ursprünge der polnischen Frauenstudien zurück auf das 
sozialistische Universitätssystem Polens. Nach der 4. Weltfrauenkonferenz 1995 
in Peking kam es ab 1996 zur Gründung von Gender Studies in Polen. Für das 
stark katholisch geprägte Polen verknüpft sie die Entwicklung von Feminismus 
und Gender Studies mit den Einstellungen der jeweiligen Päpste. So habe es zur 
anlässlich der Weltfrauenkonferenz 1995 einen Brief an die Delegierten von Papst 
Johannes Paul II. gegeben, der den „neuen Feminismus“ grundsätzlich unter-
stützte. Dagegen sei Papst Benedikt schon als Kardinal Ratzinger ein Gegner der 
Genderideologie und ihrer These gewesen, nach der Heterosexualität und Mono-
gamie nur Möglichkeiten seien. Das Aufkommen einer kritischen Diskussion 
über die Gender Studies seit dem Jahr 2012 erklärt Choluj mit einer Art Ver-
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schwörungstheorie. In Wahrheit hätte mit der Diskussion über die Verteidigung 
der polnischen Kirche und Familie gegen die EU-geförderte Genderideologie nur 
das Thema des sexuellen Missbrauchs in der katholischen Kirche sowie die Zu-
sammenarbeit von Kirche und Geheimdienst überdeckt werden sollen. Seit dem 
Jahr 2015 schließlich überlagere in Polen das Thema Migration die Genderde-
batte. Der polnische Staat und die Kirche verträten einen überholten Differenzfe-
minismus.448 
Die aus Pakistan stammende und nach Deutschland geflüchtete Journalistin 
Meera Jamal schildert, dass sich nach ihrer Erfahrung Frauendiskriminierung in 
Flüchtlingsheimen, Gemeinschaftswohnungen oder Studentenheimen fortsetzte – 
ausgeübt durch arabische Männer und ältere arabische Frauen. Es gebe also eine 
Fortsetzung des kulturellen Systems in den „Ghettos“ in Deutschland. Frauen- 
und Männerrollen blieben in diesen Gemeinschaften auch in Deutschland beste-
hen. Jamals spricht in diesem Zusammenhang von einer „asiatischen und arabi-
schen Mentalität“, die vorwiegend islamisch geprägt sei, aber auch Teile Indiens 
und des christlichen Afrikas betreffe. 
Frau Villa beklagt, dass der Begriff Gender zunehmend diskreditiert werde und 
fordert eine „überstaatliche Intervention des Gender Mainstreamings“ gegen 
diese Entwicklung. Frau Choluj sieht einen „Krieg um die Frauen“, d. h. einen 
Kampf um die Verfügbarkeit über die Frauen. Sie führt an, dass etwa 38 Prozent 
der Mitglieder des Front National in Frankreich Frauen seien, in Deutschland gebe 
es etwa 15 Prozent weibliche AfD Mitglieder. Die Vorsitzende des FN Marine le 
Pen positioniere sich deutlich gegen Parität und Frauenquote. Im Zusammenhang 
mit den Positionen in der Kirche sieht Frau Choluj die polnische katholische Kir-
che in einer starken „matronalen Tradition“, dagegen seien die Kirchen in 
Deutschland vielleicht aufgrund einer gewissen Saturiertheit weniger gegen Gen-
der ausgerichtet. Frau Jamal fordert, die Migranten und Einwanderer sollten alle 
einen Nachweis über die Kenntnis der deutschen Gesetzeslage führen müssen. 
Aus dem Publikum kommt von der Leiterin der Gleichstellungsstelle München 
Nicole Lassal der Einwurf, Frauendiskriminierung sei auch ein Ghettophänomen 
und die Analyse von Meera Jamal spiele den Abgeordneten der „Rechten“ in die 
Hände. Die Differenzierung zwischen Immigranten und Deutschen sei Rassis-
mus. Auch Birgit Erbe von der Frauenakademie München fordert Frau Jamal auf, 
doch „kein Wasser auf die Mühlen der Rechten zu gießen!“ Frau Jamal führt da-
gegen aus, dass die Mentalität der arabischen, afrikanischen und asiatischen Män-
ner auch außerhalb der Flüchtlingsheime fortbestehe. Sie fordert, diese Männer 

                                                
448 Mit Differenzfeminismus ist die Ausprägung des Feminismus in der sogenannten zwei-

ten Welle der Frauenbewegung gemeint, die bis in die 90er Jahre hinein das Modell einer 
deutlichen Differenzierung zwischen den Geschlechtern vertrat, eine Theorie, die dann 
vom Genderfeminismus abgelöst wurde, s. dazu den Überblick zur Entwicklung des Fe-
minismus in der Einleitung des vorliegenden Bandes. 
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müssten die notwendigen Informationen über angemessenes Verhalten in Europa 
erhalten. Frau Villa erklärt, die Auseinandersetzung über die Verfügbarkeit über 
den weiblichen Körper sei ein universelles Phänomen, das auch in Deutschland 
wirksam sei. Frau Choluj sieht darin geradezu einen Krieg um Frauen und damit 
einen Krieg der Geschlechter. Das Verhältnis der Geschlechter zueinander werde 
die politische Zukunft bestimmen. Dabei müssten bei allen Wünschen nach Dif-
ferenzierung auch alltägliche Dinge beachtet werden: Wenn etwa zu viele Männer 
an einem Ort seien, dann gäbe es dort Probleme. 2016 seien daher Asylheime nur 
für Frauen und Kinder eingeführt worden. Die Berichterstattung in der Süddeut-
schen Zeitung sei in diesem Falle aber mit guten Gründen unterdrückt worden, 
um den Rechten keine Argumente zu liefern. Aus dem Publikum kommt die For-
derung, die „Migrantenmänner“ müssten gemaßregelt werden, wenn sie die Frau-
enrechte nicht achten – das solle bis zum Mittel der Ausweisung gehen. Aus dem 
Publikum der Zwischenruf: „Und wer fordert das von den deutschen Männern?“  
Seltsam abgehoben von dieser durch die Äußerungen von Frau Jamal ausgelösten 
Diskussion hält Frau Choluj eine Art Schlusswort und versteigt sich zu der Be-
hauptung, Gender sei als eine Aufhebung der Grenze zwischen Natur und Kultur 
zu begreifen. 
Während Meera Jamal vor allem auf der Ebene persönlicher Erfahrungen über 
Geschlechterverhältnisse in islamisch geprägten Gesellschaften in den Heimat-
ländern und in Migrationskontexten spricht und dabei sichtlich bemüht ist, alltäg-
liche Unterdrückung von Frauen durch Gesellschaftstrukturen in Teilen afrikani-
scher, arabischer und asiatischer Kulturen sowohl in den Heimatländern wie in 
den Migrantengruppen aus diesen Regionen aufzuzeigen, fehlt es den anderen 
Teilnehmern an der Diskussion und den übrigen Rednerinnen der Tagung offen-
sichtlich an einer Differenzierung zwischen dem Phänomen des Rassismus und 
einer Kritik an bestimmten religiösen Tendenzen des Islam. Kritik an islamischer 
Religion als Grundlage gesellschaftlicher Strukturen wird vielmehr gleichgesetzt 
mit Rassismus. 
Historische und gesellschaftliche Analysen werden durch stereotype moralische 
Appelle ersetzt, die bestimmte politische Positionen – hier insbesondere den Ein-
satz für die sogenannten LGBTQ-Rechte und gegen Rassismus – mit feministi-
schen Positionen verbindet, ja gleichsetzt. Im Umkehrschluss ist für die Vertreter 
dieses linken Feminismus klar: Wer kein Feminist ist, ist rechts! Kritik an der 
ideologisch politischen Ausrichtung der Gender Studies und ihrer Vertreterinnen 
wird reflexartig als rechtspopulistisch oder faschistisch diskreditiert – eine be-
währte und durchsichtige Taktik, um sich einer sachlich fundierten Auseinander-
setzung zu entziehen.449 Man kann in diesem Zusammenhang trennen zwischen 
                                                
449 In einem „Aufruf“ auf dem öffentlich-rechtlichen Sender Deutschlandfunk Kultur unter 

dem Titel „Den Feinden der Gleichberechtigung entgegentreten. Angriffe auf die Gender 
Studies“ am 5. November 2018 bezeichnete Sabine Hark Kritik an den Gender Studies 
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den praktischen, politischen Aktionen des Feminismus, der sich in der Diffamie-
rung missliebiger Personen (shitstorm, öffentliche Bloßstellung, Druck auf Ar-
beitgeber usw.) äußert, und der systematischen Immunisierung auf Theorieebene 
durch die Verabsolutierung von persönlichem Erleben (lived experience), die jede 
Kritik an der feministischen Wirklichkeitsdeutung (Patriarchat, gläserne Decke, 
rape culture) obsolet werden lässt. Die bewusste Unterdrückung von journalisti-
scher Berichterstattung kann aus feministischer Sicht dann gutgeheißen werden, 
wenn dadurch „den Rechten“ keine Argumente geliefert werden. 
Grundsätzlich fehlt es der Tagung an wissenschaftlich fundierter Methodik. Die 
vorgetragenen Argumentationen sind stark zirkulär, wobei Selbsterfahrungen ver-
absolutiert werden. Auffallend ist das offensichtliche Gefühl einer Bedrohung der 
eigenen feministischen Pfründe durch einen angeblichen neuen rechtspopulisti-
schen Antigenderismus, dessen Auswirkungen die anwesenden Feministinnen 
aber bis hinein in das Lager der sogenannten etablierten Parteien erkennen wollen. 
Ambivalent bis schizophren ist das Verhältnis zum Staat, der von diesem Lager 
einerseits traditionell als politischer Feind betrachtet wird, andererseits sind in-
zwischen praktisch alle Anwesenden Repräsentantinnen des Staatsfeminismus. 
Das grundsätzliche Problem besteht in diesem Zusammenhang darin, dass mit den 
Worten von Sabine Hark und Paula-Irene Villa „Gender“ als „kritisches Werk-
zeug“ zur „Artikulation von Machtverhältnissen“ verstanden wird,450 dass Femi-
nismus grundsätzlich als „transformative Politik“ definiert wird, wobei „Frauen- 
und Geschlechterforschung sich als Forschung und Theoriebildung in oppositio-
neller, gesellschaftlicher Perspektive“ entwickelt habe.451 
Der schlaglichtartige Blick auf die Tagung in Tutzing zeigt, wie eine solche 
Gendertagung organisiert ist: Als Gastgeber und Organisator fungiert in diesem 
Falle eine Einrichtung der evangelischen Kirche, „die Tagung wird zu einem er-
heblichen Teil aus Kirchensteuermitteln finanziert“. Es wird ein Tagungsteam aus 
den (ausschließlich weiblichen) Mitgliedern eines Netzwerkes namens Gender-
                                                

als Teil einer „faschistischen Politik“, wobei sie sich für deren Definition auf das jüngst 
erschienen Buch von Jason Stanley „How Facism Works“ (2018) bezieht, s. 
https://www.deutschlandfunkkultur.de/angriffe-auf-die-gender-studies (abgerufen 
21.1.2019). Auch in einem Interview auf demselben Sender am 1. November 2017 hatte 
Sabine Hark Kritik an den Gender Studies vor allem mit dem Rechtspopulismus verbun-
den; s. https://www.deutschlandfunkkultur.de/debatte-um-gender-studies (abgerufen 
21.1.2019). 

450 Sabine Hark – Paula-Irene Villa, „Eine Frage an und für unsere Zeit“. Verstörende Gen-
der Studies und symptomatische Missverständnisse, in: diess. (Hrsg.) Anti-Genderismus. 
Sexualität und Geschlecht als Schauplätze aktueller politischer Auseinandersetzungen 
(Bielefeld 2015) S. 30. 

451 Susanne Maurer, Gedächtnisspeicher gesellschaftlicher Erfahrung? Zur politischen Di-
mension von Frauen- und Geschlechterforschung, in: Rita Casale u.a. (Hrsg.), Ge-
schlechterforschung in der Kritik, Jahrbuch Frauen- und Geschlechterforschung in der 
Erziehungswissenschaft 1/2005, S. 108. 

smu




 227 

forschung und Gleichstellungspraxis Bayern gebildet, dem Dozentinnen der Gen-
der Studies und Soziologinnen verschiedener Hochschulen sowie Frauenbeauf-
tragte bzw. Gleichstellungsbeauftragte bzw. Diversitätsbeauftragte verschiedener 
Institutionen angehören. Dieses Zusammenspiel zwischen den Genderforschern 
und den administrativen Genderbeauftragten ist charakteristisch für die ganze 
Gender-Szene. In der Folge erscheinen alle diese Institutionen als Kooperations-
partner der Veranstaltung; auf diese Weise kommt eine beeindruckende Liste von 
Institutionen zusammen, die der Öffentlichkeit wissenschaftliche Kompetenz 
suggeriert. Als Referentinnen treten Professorinnen der Gender Studies und der 
Soziologie, Funktionsträgerinnen universitärer und kirchlicher Organisationen 
sowie eine Journalistin auf, die ausschließlich feministische Positionen vertreten. 
Das Publikum besteht ebenfalls fast ausschließlich aus bekennenden Feministin-
nen. Es kann kaum überraschen, dass sich an keiner Stelle im Programm und nur 
an wenigen Punkten der Diskussionen eine Vielfalt von Meinungen niederschlägt, 
die gleichwohl geradezu reflexartig von den Referentinnen eingefordert wird (so 
gleich zu Beginn von Frau Hark unter Berufung auf Hannah Arendt). 

Das Gender-Label 

Wie kommt es zur Verbindung von Vertreterinnen akademischer und staatlicher 
Institutionen, Parteien, parteinaher Stiftungen und Evangelischer Kirche unter 
dem Gender-Banner, wodurch alle diese Institutionen als Vertreter der feministi-
schen Gender-Politik erscheinen? Hintergrund ist die politische Entwicklung der 
letzten beiden Jahrzehnte, die den Feminismus in Form des Gender Main-
streamings zu einer Art Staatsdoktrin erhoben hat. Dies geschah auf der Ebene 
der Vereinten Nationen in der Folge der 4. Weltfrauenkonferenz 1995, dann auf 
der Ebene der Europäischen Union in Form des EU-Vertrages von Amsterdam 
1999 und des 2009 inkraftgetretenen Vertrages von Lissabon, schließlich auf na-
tionaler Ebene durch eine Vielzahl von administrativen und gesetzgeberischen 
Vorgaben.  
Die für die Tagung in Tutzing kennzeichnende Geschlossenheit in den eigenen 
Kreisen und die zirkuläre Argumentation sind als grundsätzliche Phänomene für 
die Gender Studies zu beobachten – sei es in Veranstaltungen oder Publikationen. 
Hintergrund ist die systematische Immunisierungsstrategie des Gender-Diskur-
ses: Kritische Männer werden ausgeschlossen aufgrund ihrer angeblichen Privi-
legierung und ideologischen Befangenheit, kritische Frauen aufgrund der ihnen 
attestierten internalisierten Misogynie. In der Folge gibt es im Verständnis der 
Vertreter der Gender Studies keine satisfaktionsfähigen Diskussionspartner. So 
bleibt man unter sich und versichert sich durch wechselseitiges Zitieren der an-
geblichen Allgemeingültigkeit des Theoriegebäudes.  
Im Falle der Gender Studies ist infolge der massiven Unterstützung durch staatli-
che Stellen nach der Erhebung des Feminismus in Form des Gender Mainstrea-
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mings zu einer Art Staatsdoktrin eine Situation entstanden, in der die kleine 
Gruppe der Genderforscher einen ganz überproportionalen Einfluss gewonnen 
hat. Tatsächlich erscheinen tausende von wissenschaftlichen Arbeiten unter dem 
Etikett der Gender Studies, die inhaltlich nichts oder wenig mit der feministischen 
Ideologie der Gender-Lehre Judith Butlers und der ihr folgenden Genderforscher 
zu tun haben. Es sind vielmehr Arbeiten, die sich in verschiedenen Fächern mit 
Themen befassen, in denen das Geschlechterverhältnis eine irgendwie geartete 
Rolle spielt. Da alles, was unter dem Label Gender Studies firmiert, Aufmerk-
samkeit und Forschungsgelder verspricht, wird Gender zu einem Schlüsselwort 
in der Wissenschaft.452 Entsprechend werden zumeist in den Einleitungen der Ar-
beiten zu Geschlechterverhältnissen die entsprechenden Schlagworte der Gender 
Studies eingearbeitet, um sich dann den eigentlichen Fragestellungen zu widmen. 
Fatalerweise wird auf diese Weise das Ansehen der Gendertheorie und der Gender 
Studies überproportional gesteigert, indem gleichsam durch jede unkritische Ver-
wendung des Begriffes die Gender Studies im Ranking der Wissenschaften an 
Bedeutung gewinnen. Die Vertreter der Gender Studies können sich auf diese 
Weise eine Vielzahl von Veröffentlichungen gleichsam an die eigene Brust heften 
und auf die vorgeblich steigende Bedeutung der Gender Studies verweisen. Durch 
die fälschlicherweise den Gender Studies zugerechneten Publikationen entsteht in 
der Außenwirkung der Eindruck, dass Genderforschung ein wichtiges und pro-
duktives Fach sei. 
Der zweite entscheidende Punkt ist, dass die hinter den Gender Studies stehende 
Politik des Gender Mainstreamings einen direkten Einfluss auf alle Entschei-
dungsebenen der deutschen Hochschulen und Forschungsverbünde hat (s.u.). Es 
ist eben kein Forschungsgebiet, sondern eine gesellschaftliche Ideologie, die 
durch ihre Verankerung in EU-Verträgen und den staatlichen Gesetzgebungen in 
einem von oben nach unten gehenden Prozess alle Bereiche der staatlichen Insti-
tutionen und Hochschulen in ihrem Sinne umgestalten soll. Die Verwendung des 
Labels Gender Studies verspricht daher gute Chancen auf staatliche Fördermittel 
und suggeriert Modernität im Forschungsansatz. 

Strukturen der Gender Studies im deutschsprachigen Wissenschaftsbetrieb 

Nach dem Konzept des Gender Mainstreamings sollen alle gesellschaftlichen Be-
reiche gegendert werden. Im Ergebnis soll nicht nur auf allen Ebenen der Gesell-
schaft eine zahlenmäßige Gleichstellung der Geschlechter erreicht werden, die 
                                                
452 So verzeichnet das Stichwort „Gender Studies“ etwa auf der Plattform Academia.edu 

(abgerufen 28.1.2019) 424.255 followers; dort werden auf 2028 Seiten Publikationen 
zum Stichwort gelistet. Zum gleichen Zeitraum verzeichnen „Architecture“ 936.430 fol-
lowers, „Art History“ 398.798 followers, „History“ 3.694.466 followers, History of Sci-
ence” 264.750 followers, „Politics“ 217.446 followers. Damit stehen die Gender Studies 
im Ranking dieser Wissenschaftsplattform vor Bereichen wie Kunstgeschichte, For-
schungsgeschichte oder Politik. 
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nicht zu verwechseln ist mit Gleichberechtigung in den Voraussetzungen (in der 
englischen Definition der Unterschied zwischen equality of choice vs. equality of 
outcome), sondern das Thema Gender soll in allen gesellschaftlichen Bereichen 
verankert werden. Gendergerechte Sprache, gendergerechte Didaktik und Gen-
der-Wissen sollen zu Genderkompetenz führen und damit zur Veränderung oder 
Aufhebung der geschlechtsspezifischen Rollenbilder. In allen Bereichen soll im 
Sinne von Gender gedacht und gehandelt werden. Durchgesetzt werden soll dies 
nach dem sogenannten top-down-Prinzip, also von oben nach unten. Ein Schwer-
punkt liegt dabei im akademischen Ambiente, um so eine theoretische Deutungs-
hoheit zu gewinnen und pädagogisch in die Gesellschaft hinein wirken zu können. 
Hochschulen und sonstige Forschungseinrichtungen sollen umgewandelt werden 
in „grundlegend ‚gegenderte‘ Organisationen“, das bedeutet eine Ausrichtung der 
Forschung auf Gender-Themen, gendergerechte Lehre, Sprache und Didaktik, 
„Gender-Wissen als Schlüsselkompetenz“.453 Ausgehend von den Sozialwissen-
schaften und der Pädagogik, die gleichsam „Kernfächer“ der Gender Studies bil-
den, sollen Genderthemen in allen Fächern implementiert werden. Dies ist flä-
chendeckend in den geistes- und sozialwissenschaftlichen Fächern gelungen, aber 
auch in gewissen Bereichen von Medizin, Jura oder Biologie. Weitgehend gen-
derthemenfrei sind lediglich Fächer wie Chemie, Physik und die Ingenieurswis-
senschaften geblieben. 
Eine besondere Rolle spielt die Pädagogik, da man mit Hilfe der in gendergerech-
ter Didaktik an den Hochschulen ausgebildeten Pädagogen das Gender-Weltbild 
in die Gesellschaft tragen will: von der Kindertagesstätte über die Schulen bis in 
die Erwachsenenbildung. Dabei geht es dezidiert darum, die Deutungshoheit über 
die Rollenbilder in der Gesellschaft zu erlangen. Die Sprachwissenschaften spie-
len dabei insofern eine wichtige Rolle, weil man mit der sogenannten genderge-
rechten Sprache das Thema ebenfalls in alle gesellschaftlichen Bereiche transpor-
tieren und eine dauerhafte Aktualität postulieren will. Auch hier konnte die Politik 
des Gender Mainstreamings erstaunliche Erfolge verbuchen, etwa in der in aka-
demischen Kreisen weitverbreiteten grammatisch falschen, aber angeblich poli-
tisch korrekten Verwendung weiblicher Endungen oder sinnfreier Partizipialfor-
men wie „Studierende“ statt „Studenten“. Paradoxerweise betont die Gender-
sprache, die ja überwiegend keine Sprechweise, sondern eine Schreibwei-    

                                                
453 So etwa Margit Weber, die Frauenbeauftragte der Ludwig-Maximilians-Universität Mün-

chen, in ihrem „Editorial“ zum Vorlesungsverzeichnis „Frauenstudien. Gender Studies“ 
Sommersemester 2010. Ein bezeichnendes Bild auf das hier vertretene Wissenschaftsver-
ständnis, das Wissenschaft nicht als freie Forschung, sondern als Verwaltungsorganisa-
tion begreift, wirft die ebenda zu findende Aussage, die „Wissenschaft (sei) eine grundle-
gend ‚gegenderte‘ Organisation, v. a. wenn niemand von Gender spricht.“ Vgl. Harald 
Schulze-Eisentraut, Gender-Mainstreaming. Wie eine Ideologie die deutschen Hochschu-
len infiltriert, in: Harald Schulze-Eisentraut – Torsten Steiger – Alexander Ulfig (Hrsg.), 
Die Quotenfalle. Warum Genderpolitik in die Irre führt (München 2017) S. 220-221. 
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se ist, durch ihre Ausrichtung auf geschlechtliche Differenzierung gerade ge-
schlechtliche Unterschiede, die durch die Theorie des Genderfeminismus eigent-
lich negiert werden sollen. Dies ist Teil eines generellen Problems, denn Feminis-
mus kann nur auf einer Differenzierung zwischen Frauen und Männern basieren. 
Indem die Eigenschaften der Frauen und Männer vom Genderfeminismus in Ab-
lehnung biologischer Modelle als anerzogen bzw. als Resultat eines jahrtausen-
dealten Patriachats gewertet werden, rechtfertigt dies interessanterweise auch die 
damit verbundene Vorstellung eines gewaltigen gesellschaftlichen Umerzie-
hungsprojektes, in dessen Rahmen man den Männern letztlich beibringen müsse, 
wie sie sich zu verhalten hätten, damit Frauen nach ihrem Gusto glücklich werden 
könnten. 
Das inzwischen etablierte System von Gender Studies an den deutschen Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen verfügt über durchaus flexible Strukturen, 
mit denen man sich bisher erfolgreich gegen Kritik wehrt. So wird gegen den 
Vorwurf, die Gender Studies hätten eine unter wissenschaftlichen Aspekten völlig 
ungerechtfertigte Dominanz und mit ihrer Förderung würden Steuergelder sinnlos 
verwendet, von den Vertretern der Gender Studies angeführt, dass von den „ins-
gesamt rund 45.000 hauptberuflichen Professor_innen“ an deutschen Hochschu-
len nur „ca. 150 eine Teil- oder Volldenomination für Gender Studies bzw. Ge-
schlechterforschung“ aufwiesen (Stand 2013).454 Den Gender Studies kommt da-
bei zugute, dass es im Zuge der Hochschulpolitik der letzten Jahrzehnte zu einer 
Inflation an Lehrstuhlbezeichnungen und Studiengängen gekommen ist. Diese 
Entwicklung weg von den akademischen Kernfächern hin zu einer unübersichtli-
chen und bürokratisierten Aufsplitterung – es werden in Deutschland im Zuge der 
sogenannten Diversifizierung der Studienfächer absurderweise mehr als 19.000 
angebliche Studiengänge angeboten (Stand 2017 laut Zahlen des Centrums für 
Hochschulentwicklung) – leistet der Implementierung der Gender Studies in der 
Forschungslandschaft Vorschub; frei nach dem Motto: Wenn jedes Forschungs-
thema zum eigenen Studiengang erhoben werden kann, warum dann nicht auch 
alle Spielarten von Gender Studies? 
Wenn man tatsächlich nur diejenigen Professuren zählt, die explizit als Professu-
ren für Gender Studies bezeichnet sind, dann ergibt die „Datensammlung Ge-
schlechterforschung“ des Margherita-von-Brentano-Zentrums der Freien Univer-
sität Berlin Stand 31. Oktober 2018 an den deutschsprachigen Hochschulen ins-
gesamt 219 Professuren (2016 betrug die Zahl 196), davon 193 in Deutschland 

                                                
454 So Paula-Irene Villa und Sabine Hark, „Eine Frage an und für unsere Zeit“. Verstörende 

Gender Studies und symptomatische Missverständnisse, in: diess. (Hrsg.) „Anti-Gend-
erismus. Sexualität und Geschlecht als Schauplätze aktueller politischer Auseinanderset-
zungen (Bielefeld 2015) S. 22. 
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(2016: 174), 20 in Österreich (2016: 17) und 6 in der Schweiz (2016: 5).455 Stand 
15.11.2016 waren ganze zwölf dieser Professuren mit Männern besetzt.456  
Die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages differenzieren in ih-
rer auf der „Datensammlung Geschlechterforschung“ basierenden Dokumenta-
tion „Genderprofessuren an Universitäten und Fachhochschulen in Deutschland“ 
Stand 17.01.2018 die Zahlen nach Bundesländern und Hochschulen.457 Demnach 
ergeben sich eklatante Unterschiede zwischen den Bundesländern, die letztlich 
auf die Anzahl der Hochschulen sowie die hochschulpolitische Ausrichtung in 
den Bundesländern, aber auch an einzelnen Fachbereichen und Instituten be-
stimmter Hochschulen zurückgehen. Im Ranking ganz vorne liegen die Berliner 
Hochschulen. Insgesamt leistet sich Berlin 36 Genderprofessuren. Spitzenreiter 
in der Aufschlüsselung nach Bundesländern ist Nordrhein-Westfalen mit 63 
Genderprofessuren. Dort bilden die Universitäten Bielefeld mit acht Genderpro-
fessuren, Bochum mit sieben, Duisburg-Essen mit sechs und Köln, Paderborn und 
Münster mit je fünf Genderprofessuren die Schwerpunkte. Das „Mittelfeld“ bil-
den Bundesländer wie Niedersachsen mit 18, Hessen mit 15, Baden-Württemberg 
mit 13 und Rheinland-Pfalz sowie Bayern mit je sieben Genderprofessuren. In 
Bremen gibt es vier, in Brandenburg drei, in Thüringen zwei Genderprofessuren, 
in Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt je eine und im Saarland und 
Sachsen gibt es keine Genderprofessuren. Die Wissenschaftlichen Dienste des 
Bundestages schlüsseln in ihrer Dokumentation auch die Zuordnung der Gender-
professuren zu den „Fächergruppen“ auf, wobei sich mit 102 Genderprofessuren 
ein deutlicher Schwerpunkt in den Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaf-
ten feststellen lässt, der allerdings kaum die Rechts- und Wirtschaftswissenschaf-
ten betrifft, sondern praktisch ausschließlich die Sozialwissenschaften. Es folgen 
mit 35 Genderprofessuren die Geisteswissenschaften und mit 15 die sogenannten 
MINT-Wissenschaften. 8 Genderprofessuren laufen gleichsam selbstständig un-
ter „Frauen-, Geschlechter- und Genderforschung“.458 An einigen Universitäten 
sind Forschungszentren für Gender Studies entstanden, die unter verschiedenen 
Bezeichnungen firmieren, so etwa: „Zentrum für transdisziplinäre Geschlechter-
                                                
455 Stand 31.10.2018: www.database.mvbz.org/docs/tabellarische-darstellungen.pdf (abgeru-

fen 29.12.2018) 
456 www.database.mvbz.org/database.php (abgerufen 29.12.2018) 
457 Wissenschaftliche Dienste Deutscher Bundestag, Genderprofessuren an Universitäten 

und Fachhochschulen in Deutschland. Rechtsgrundlagen und Programme, Dokumenta-
tion WD 8 – 3000 – 007/18 Stand 17.01.2018, S. 1-22, https://www.bundes-
tag.de/blob/543796/86640a45784306b0656a860f2c0dce57/wd-8-007-18-pdf-data.pdf 
(abgerufen 21.1.2019). 

458 Wissenschaftliche Dienste Deutscher Bundestag, Genderprofessuren an Universitäten 
und Fachhochschulen in Deutschland. Rechtsgrundlagen und Programme, Dokumenta-
tion WD 8 – 3000 – 007/18 Stand 17.01.2018, Tabelle S. 15, https://www.bundes-
tag.de/blob/543796/86640a45784306b0656a860f2c0dce57/wd-8-007-18-pdf-data.pdf 
(abgerufen 21.1.2019). 
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studien„ (Humboldt-Universität Berlin), „Margherita-von-Brentano-Zentrum“, 
ehemals „Zentraleinrichtung zur Förderung von Frauen- und Geschlechterfor-
schung“ und „Interdisziplinäres Zentrum Geschlechterforschung“ (FU Berlin), 
„Interdisziplinäres Zentrum für Frauen- und Geschlechterforschung“ (Universität 
Bielefeld), „Zentrum für feministische Studien – Gender Studies“ (Universität 
Bremen), „Cornelia Goethe Centrum“, ehemals „Zentrum für Frauenstudien und 
die Erforschung der Geschlechterverhältnisse“ (Johann Wolfgang Goethe-Uni-
versität Frankfurt), „Interdisziplinäres Zentrum für Geschlechterforschung“ (Uni-
versität Greifswald), „Zentrum für Interdisziplinäre Frauen- und Geschlechterfor-
schung“ (Universität und Fachhochschule Hildesheim), „Zentrum für Gender Stu-
dies und feministische Zukunftsforschung“ (Philipps-Universität Marburg), 
„Zentrum für interdisziplinäre Frauen- und Geschlechterforschung“ (Carl von Os-
sietzky Universität Oldenburg). 
In der Einleitung zur „Datensammlung Geschlechterforschung“ wird festgestellt, 
dass die Zahl der explizit so benannten Genderprofessuren weit übertroffen wird 
von der Gesamtzahl der mit Genderforschung befassten Hochschulangehöri-
gen.459 Deutlich wird dies auch darin, dass an deutschsprachigen Hochschulen 
mit Stand 26. Februar 2018 nicht weniger als 72 Forschungszentren zu Frauen- 
und Geschlechterforschung bzw. Gender and Diversity gezählt werden!460 Die 
am Zentrum für Interdisziplinäre Frauen- und Geschlechterforschung (ZIFG) der 
TU Berlin ansässige Fachgesellschaft Geschlechterstudien/Gender Studies 
Association (Gender e.V.), gegründet 2010, zählt nach eigenen Angaben Stand 
2019 insgesamt mehr als 550 Mitglieder.461 
Betrachtet man etwa die gut dokumentierte Situation im Bundesland Nordrhein-
Westfalen, so zeigt sich, dass allein das vom Wissenschaftsministerium NRW un-
terstützte „Netzwerk Frauen- und Geschlechterforschung NRW“ 149 Professoren 
und 226 weitere Wissenschaftler an 30 Hochschulen des Landes umfasst, also 375 
an den Hochschulen des Bundeslandes angestellte und mit Gender Studies be-
fasste Wissenschaftler.462 Eingebettet ist diese Genderforschung in „genderge-
rechte Finanzierungsmodelle und Gender Budgeting“, gemeint ist nichts anderes 
als eine Vergabe finanzieller Mittel im Sinne des Gender Mainstreamings463. Dies 
trifft in vergleichbarer Weise auch für die anderen Bundesländer zu, so dass die 

                                                
459 Anmerkungen von Dr. Ulla Bock zur Interpretation der Datensammlung www.data-

base.mvbz.org/anmerkungen-zur-datensammlung.php (abgerufen 29.12.2018). 
460 http://www.mvbz.fu-berlin.de/service/datensammlungen/zentren/index.html (abgerufen 

29.12.2018). 
461 https://www.fg-gender.de/ (abgerufen 22.1.2019). 
462 https://www.netzwerk-fgf.nrw.de/das-netzwerk/das-netzwerk/ (abgerufen 22.1.2019). 
463 Gender-Report 2016. Geschlechter(un)gerechtigkeit an nordrhein-westfälischen Hoch-

schulen S. 216-227: www.genderreport-hochschulen.nrw.de/gender-report-2016/ (abge-
rufen 22.1.2019). 
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Gesamtzahl der mit Gender Studies befassten Wissenschaftler ungleich höher ist 
als die der eigentlichen Inhaber von speziellen Genderprofessuren. 
Der größte Erfolg der Gender Studies aber liegt darin, dass praktisch alle For-
schungen, die sich mit geschlechtsspezifischen Fragestellungen beschäftigen, 
seien es nun Reihenuntersuchungen zur unterschiedlichen Wirkung von Aspirin 
auf weibliche und männliche Patienten oder die geschlechtsspezifische Zuord-
nung von Grabbeigaben in mittelalterlichen Friedhöfen, von den Gender Studies 
okkupiert werden. Dass sich Wissenschaftler verschiedener Fächer derart bereit-
willig vereinnahmen lassen, liegt zum einen an den reichlich fließenden Förder-
mitteln in diesem Bereich, die infolge der Politik des Gender Mainstreamings zur 
Verfügung gestellt werden, zum zweiten an der wirkungsvollen Indoktrination 
durch die Genderideologie und zum dritten an einer nicht hinterfragten Gleichset-
zung von Forschung zu geschlechtsspezifischen Fragestellungen mit Gender Stu-
dies. Grundsätzlich ist es im momentanen wissenschaftspolitischen „Klima“ für 
eine akademische Karriere außerordentlich opportun, seine Forschungen mit dem 
Schlagwort „Gender“ zu schmücken. Wer sich dagegen kritisch mit der Thematik 
des Gender Studies auseinandersetzt, läuft Gefahr, als rechtspopulistisch verun-
glimpft zu werden (s. o.). 

Die Rolle der Gender Studies im System des Gender Mainstreamings 

Gender Mainstreaming als das politische Projekt der Umsetzung des Genderfe-
minimus auf allen gesellschaftlichen Ebenen ist im akademischen Bereich fest 
etabliert. Die Gender Studies sind elementarer Bestandteil des Gender-Systems, 
indem sie das theoretische Fundament – oder: das ideologische Rüstzeug – für 
den politischen Prozess des Gender Mainstreamings liefern. Daher müssen die 
Strukturen von Gender Mainstreaming und Gender Studies im Wissenschaftsbe-
trieb im Zusammenhang betrachtet werden.464  
Ausschlaggebend für die erfolgreiche Etablierung des Gender Mainstreamings im 
akademischen Bereich ist eine Allianz aus entsprechend ideologisch geprägten 
Universitätsangehörigen (Wissenschaftler und Bürokraten mit starkem Engage-
ment in der Hochschulverwaltung, viele von ihnen mit einer Prägung durch die 
feministische Ideologie der 70er bis 90er Jahre) mit Ministerialbürokraten und 
Politikern aller Couleur, die mit dem Thema Geschlechtergleichheit Lobby- und 
Machtpolitik betreiben. Dazu gehören einflussreiche Funktionsträger in den letz-
ten Bundesregierungen und in der aktuellen Bundesregierung ebenso wie in ver-
schiedenen Landesregierungen. Eine wichtige Rolle im System des Gender 
Mainstreamings spielen die partei- und gewerkschaftsnahen Stiftungen: insbeson-
                                                
464 Die folgenden aktualisierten Ausführungen basieren auf meinem Beitrag „Gender-

Mainstreaming. Wie eine Ideologie die deutschen Hochschulen infiltriert“, in: Harald 
Schulze-Eisentraut – Torsten Steiger – Alexander Ulfig, Die Quotenfalle. Warum 
Genderpolitik in die Irre führt (München 2017) S. 215-239. 
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dere die Friedrich-Ebert-Stiftung, die Heinrich-Böll-Stiftung, die Rosa-Luxem-
burg-Stiftung und die Hans-Böckler-Stiftung, aber auch die vom Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend maßgeblich mitfinanzierte 
Amadeu Antonio Stiftung. Als Beispiel sei auf das feministische Gunda-Werner-
Institut der Heinrich-Böll-Stiftung verwiesen, das Ende 2017 Aufsehen erregte, 
als es das denunziatorische Online-Lexikon Agent*in (Anti-Gender-Networks-
Information) ins Internet stellte, das Angaben über Personen, Organisationen und 
Netzwerke zusammenstellte, die als antifeministisch eingestuft wurden. Agent*in 
musste aufgrund der Kritik an Methodik und Ethik des Projektes bereits nach we-
nigen Tagen wieder vom Netz gehen.465 Seit 2018 existiert eine Nachfolgeseite 
unter der Bezeichnung „Diskursatlas Antifeminismus“, die das denunziatorische 
Element kaschiert. „Praxispartner“ ist das Forschungsnetzwerk REVERSE, das 
angesiedelt am „Zentrum für Gender Studies und feministische Zukunftsfor-
schung“ der Philipps-Universität Marburg und gefördert vom Bundesministerium 
für Bildung und Forschung den „antifeministischen Diskurs“ untersuchen soll.466 
Die weit überwiegende Zahl von Vertretern der Gender Studies sind Frauen. Viele 
Vertreter der Gender Studies sind zugleich Repräsentanten von Lesben- und 
Schwulenbewegung. Entsprechend dem Konzept der gelebten Erfahrung oder 
„lived experience“ beschäftigen sich auch zahlreiche Forschungen mit Abwei-
chungen von Heterosexualität, ein Feld, das in der „Queer Theory“ unter dem 
Stichwort der „Dekonstruktion von Heteronormativität“ subsumiert wird. Dage-
gen handelt es sich bei den politischen Vorreitern des Gender Mainstreamings 
keineswegs ausschließlich um Frauen oder Vertreter homosexueller Lobbygrup-
pen, auch wenn diese in allen politischen Parteien mittlerweile einen weit über 
ihrem prozentualen Anteil an Mitgliedern liegenden Anteil an Amtsträgern stellen 
und das Thema „Geschlechter- und Frauenpolitik“ weitgehend dominieren.467 
Eine Ablehnung des Gender Mainstreamings in dem skizzierten und derzeit gül-
tigen Konzept wird in den etablierten Parteien gleichgesetzt mit einem Verprellen 
der Frauen als Wählergruppe und gilt als politischer Selbstmord. Die Diskussion 
wird bisher den rechtskonservativen Parteien überlassen, die das Thema auf diese 
Weise erfolgreich besetzen können. 
Aufbauend auf die Strukturen der seit Jahrzehnten in der Bundesrepublik 
Deutschland verankerten Familien- und Frauenpolitik hat sich mit dem Gender 
Mainstreaming ein parteiübergreifendes ideologisches Konzept etabliert, mit dem 
Politiker, Funktionäre und Bürokraten in aktiver und hierarchischer Form alle Be-
reiche des gesellschaftlichen Lebens reformieren wollen. Dabei geht es vor allem 

                                                
465 Zum Verlauf der Diskussion zusammenfassend https://de.wikipedia.org/wiki/Agent*In 

(abgerufen 18.1.2019). 
466 http://www.diskursatlas.de (abgerufen 18.1.2019). 
467 Vgl. M. Bock, Gender-Mainstreaming als totalitäre Steigerung von Frauenpolitik, 

www.kellmann-stiftung.de 
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um die Besetzung von Positionen auf der Führungsebene. Entsprechend werden 
im Hochschul- und Forschungssektor vom Bund und den Ländern dreistellige 
Millionensummen in Förderprogramme gesteckt, die Frauen zu akademischen 
Führungspositionen verhelfen sollen. Dabei wird die Berufung von Frauen auf 
Professuren durch ein Prämiensystem honoriert, d. h. die Hochschulen erhalten 
direkte finanzielle Vorteile, wenn sie bei Berufungen Frauen bevorzugen. 468 
Durch das „Professorinnenprogramm“ von Bund und Ländern wird nebenbei 
auch die Einrichtung von Professuren mit Voll- oder Teildenomination im Be-
reich Gender gefördert.469 Hinzu kommen auf Landesebene weitere Frauenför-
derprogramme sowie die gezielte Etablierung sogenannter Frauennetzwerke oder 
Mentoring- bzw. Coaching-Programme für Frauen, in deren Rahmen bereits pro-
filierte Wissenschaftler (zumeist, aber nicht ausschließlich weiblichen Ge-
schlechts) die Berufung von Frauen unterstützen sollen.  
Hinterfragt man die zugrunde gelegten Methoden und Konzepte, konstatiert man 
zunächst mit Erstaunen, dass postulierte Männernetzwerke als Instrumente patri-
archalischer Strukturen ausgemacht und kritisiert werden, während gleichzeitig 
Frauennetzwerke als institutionalisierte Strukturen staatlich gefördert werden 
(s.o.). In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, dass das Gender Mainstreaming 
in Wissenschaft und Verwaltung realiter stets als Instrument zur Einflusssteige-
rung und Alimentierung von biologischen Frauen (und in Einzelfällen von Ho-
mosexuellen) eingesetzt wird. Dies wird in den Fällen augenfällig, wenn es um 
Geschlechtergerechtigkeit in schlecht bezahlten oder riskanten Tätigkeitsfeldern 
geht oder in bestimmten Bereichen ein proportionales Übergewicht auf Seiten der 
Frauen herrscht. In diesem Zusammenhang ist interessant, dass der Global Gender 
Equality Index, der Jahr für Jahr die Benachteiligungen von Frauen anprangert 
und auch in Deutschland regelmäßig zu diesem Zweck herangezogen wird, die 
Bevorzugung von Frauen in bestimmten Bereichen ignoriert. Indem nämlich in 
                                                
468 Beim Professorinnenprogramm des Bundes und der Länder können Hochschulen bei der 

Berufung einer Frau bis zu fünf Jahre lang eine jährliche „Anschubfinanzierung“ von 
150.000 Euro erhalten. Dazu müssen die Hochschulen ihr Gleichstellungskonzept zur 
Begutachtung einreichen und die durch die Finanzierung eingesparten Mittel in Gleich-
stellungsmaßnahmen investieren, s. Bekanntmachung der Bund-Länder-Vereinbarung 
zum Professorinnenprogramm vom 10. März 2008: www.bmbf.de/foerderungen/be-
kanntmachung.php?B=328 (abgerufen 22.1.2019). Auf diese Weise werden neben der 
Förderung von Berufungen von Frauen gleich noch weitere Maßnahmen zur Förderung 
von Frauen an den Hochschulen finanziert, eine durchaus gewollte Dynamik, s. 
www.bmbf.de/de/das-professorinnenprogramm-236.html (abgerufen 22.1.2019). 

469 Zur Rolle und Förderung von Genderforschung im Rahmen der Professorinnenpro-
gramme I und II siehe die Zusammenstellung der Wissenschaftlichen Dienste Deutscher 
Bundestag, Genderprofessuren an Universitäten und Fachhochschulen in Deutschland. 
Rechtsgrundlagen und Programme, Dokumentation WD 8 – 3000 – 007/18 Stand 
17.01.2018, S. 10-12, https://www.bundes-
tag.de/blob/543796/86640a45784306b0656a860f2c0dce57/wd-8-007-18-pdf-data.pdf 
(abgerufen 21.1.2019). 
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den untersuchten Bereichen der Gleichstellung Werte von Null bis Eins gebildet 
werden, wobei die Idealnote Eins für erreichte Gleichstellung auch vergeben wird, 
wenn Frauen die Männer überflügelt haben (und man also nach einer solchen ge-
schlechtsspezifischen Sicht von einer Benachteiligung der Männer sprechen 
müsste), kann die Korrelation nie größer als Eins werden. Nach diesem System 
gelten Frauen weiterhin als benachteiligt, selbst wenn sie nur in einem Punkt die 
Gleichstellung nicht erreichen, in allen anderen aber die Männer überflügelt hät-
ten. Bereinigt man die Berechnung des Index für Geschlechtergerechtigkeit um 
diese unlogische Einschränkung, so stellt sich heraus, dass Männer aktuell in 91 
Staaten unter Nachteilen leiden, Frauen dagegen nur in 43 Ländern. Frauenbe-
nachteiligung ist demnach zu konstatieren vor allem in unterentwickelten Ländern 
in Afrika, Arabien und Südasien, während in den hochentwickelten Industriestat-
ten weitgehende Geschlechtergerechtigkeit erreicht ist – mit leichten Vorteilen 
für Frauen!470 

Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz und die bundesweiten 
Wissenschaftsorganisationen 

Das zentrale Steuerungsorgan der Einflussnahme der politischen Mandatsträger 
auf die Gender Mainstreaming-Politik in der Wissenschaft ist die Gemeinsame 
Wissenschaftskonferenz (GWK). In der Nachfolge der Bund-Länder-Kommis-
sion für Bildungsplanung und Forschungsförderung koordiniert die GWK seit 
2008 von Bonn aus die gemeinsame Wissenschaftsförderung von Bund und Län-
dern. Mitglieder der GWK sind jeweils die führenden Vertreter aus den Ministe-
rien für Bildung und Finanzen des Bundes und aller Länder, in der Regel die Mi-
nisterinnen und Minister; die organisatorischen Aufgaben erfüllt ein Team unter 
einer Generalsekretärin471. 
Die GWK nimmt mittels der von Bund und Ländern gemeinsam geförderten Wis-
senschaftseinrichtungen über die Ausschüttung von Forschungsgeldern und über 
Forschungsnetzwerke massiven Einfluss auf alle Bereiche von Wissenschaft und 
Forschung in Deutschland. Von zentraler Bedeutung sind dabei die großen For-
schungseinrichtungen, insbesondere die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
(DFG), die Max-Planck-Gesellschaft (MPG), die Hermann von Helmholtz-Ge-
meinschaft Deutscher Forschungszentren (HGF), die Fraunhofer-Gesellschaft 
(FhG) und die Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz (WGL). 
Als Vermittler wirken auch die Hochschulrektorenkonferenz (HRK) und der Wis-
senschaftsrat (WR). In einer gemeinsamen „Offensive für Chancengleichheit“ ha-

                                                
470 Aktuell dazu Gijsbert Stoet – David C. Geary, A simplified approach to measuring na-

tional gender inequality. PLoS ONE 14(1) publiziert am 3.1.2019: e0205349. 
https://doi.org/10.1371/journal.pone.0205349 (abgerufen 18.1.2019) 

471 Zur aktuellen Zusammensetzung s. www.gwk-bonn.de/die-gwk/mitglieder/ (abgerufen 
21.1.2019) 
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ben die genannten sieben Organisationen 2006 einen Fünfjahresplan beschlossen 
mit dem Ziel, „den Anteil von Frauen an Spitzenpositionen in der Wissenschaft 
deutlich anzuheben“.472 Seit 2005 haben die Wissenschafts- und Forschungsor-
ganisationen mit Bund und Ländern einen „Pakt für Forschung und Innovation“ 
geschlossen, zunächst mit einer Geltungsdauer bis 2010. Diesem folgte der soge-
nannte „Pakt II“ mit Geltungsdauer bis 2015 und inzwischen läuft „Pakt III“ mit 
Geltungsdauer bis 2020. 
In einem jährlich von der GWK vorgelegten „Monitoring-Bericht“ wird nach von 
Bund und Ländern definierten Parametern der „Fortschritt“ der forschungspoliti-
schen Ziele der Fünfjahrespakte dokumentiert.473 Dazu führen die Wissenschafts-
organisationen jeweils ein sogenanntes „wissenschaftsadäquates Controlling“ 
durch, das dem Gesamtbericht beigefügt ist. Mit dem Monitoring-Bericht 2016 
haben Bund und Länder sowie die Wissenschaftsorganisationen eine Bilanz der 
beiden abgelaufenen Paktperioden 2005-2010 und 2011-2015 vorgelegt. Bestand-
teil des Paktes ist die Förderung von Frauen in und für die Wissenschaft, in der 
Diktion der GWK die „umfassende Erschließung des wissenschaftlichen Potenzi-
als von Frauen“ mit dem Ziel, „signifikante Änderungen in der quantitativen Re-
präsentanz von Frauen insbesondere in anspruchsvollen Positionen des Wissen-
schaftssystems (zu) realisieren“.474  

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft 

Die großen Wissenschaftsorganisationen sollen den Prozess des Gender Main-
streamings unterstützen und beschleunigen, indem die Vergabe von Fördermitteln 
an die Einhaltung von Gleichstellungsstandards geknüpft wird. So hat die DFG 
auf ihrer Mitgliederversammlung am 2. Juli 2008 einen Fünfjahresplan verab-
schiedet, der unter dem Titel „Forschungsorientierte Gleichstellungsstandards“ 
am 8. August 2008 veröffentlicht wurde.475 Seit 2015 liegt dieses Papier auch in 
einer englischen Version vor, was laut GWK „zur internationalen Sichtbarkeit 
modellhafter Gleichstellungsmaßnahmen in Deutschland beiträgt“.476 Das Strate-
giepapier der DFG geht davon aus, dass „Gleichstellung sich auf die Qualität der 
Forschung auswirkt, da Talente aus einer größeren Grundgesamtheit geschöpft 
werden können, eine Vielzahl von Forschungsperspektiven gefördert wird (Diver-
sity) und die blinden Flecken zur Bedeutung von Gender in den Forschungsinhal-
ten und -methoden beseitigt werden können.“  

                                                
472 Mitteilung des Wissenschaftsrates 36/06 vom 29.11.2006, https://www.wissenschafts-

rat.de/download/archiv/pm_3606.pdf (abgerufen 22.1.2019). 
473 Vgl. zuletzt Pakt für Forschung und Innovation Monitoring-Bericht 2016. 
474 Pakt für Forschung und Innovation Monitoring-Bericht 2016, S. 62. 
475 s. www.dfg.de/chancengleichheit (abgerufen 21.1.2019). 
476 Pakt für Forschung und Innovation Monitoring-Bericht 2016, S. 62 
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Im Strategiepapier der DFG werden vier „strukturelle Gleichstellungsstandards“ 
aufgeführt: Dies ist zum ersten die durchgängige Anwendung der Gleichstel-
lungsmaßnahmen in allen Bereichen und Ebenen der wissenschaftlichen Einrich-
tungen. Kontrolliert werden soll dies zum zweiten durch die regelmäßige Erhe-
bung von Daten zum Zustand der Gleichstellung. Dann soll drittens „wettbe-
werbsfähig und zukunftsorientiert Gleichstellung“ gesichert werden, indem für 
die Vereinbarkeit von Familie und Karriere gesorgt, „veralteten Rollenstereoty-
pen“ entgegengewirkt wird und „individuelle Lebensentwurfsgestaltungen“ be-
rücksichtigt werden. Der letzte und vierte Punkt behandelt die kompetente Siche-
rung von Gleichstellung. Hier heißt es in bester Genderdiktion: „Forschungsori-
entierter Gleichstellungsstandard ist die nachprüfbare Absicherung der Kompe-
tenz zur vorurteilsfreien Begutachtung von Personen, wissenschaftlichen Leistun-
gen und Forschungsvorhaben sowohl im Hinblick auf die beteiligten Personen 
wie auch im Hinblick auf eventuelle geschlechts- und diversitätsbezogene As-
pekte in der Forschung.“ 
Es folgen „personelle Gleichstellungsstandards“, die wiederum als ersten Punkt 
die durchgängige Berücksichtigung der Gleichstellung auf allen Ebenen der Per-
sonalentscheidung betonen. Als Indikator für die Erreichung der Gleichstellungs-
standards wird zweitens „die Anzahl von Männern und Frauen auf unterschiedli-
chen Stufen der wissenschaftlichen Karriere“ benannt, wobei sechs Stufen fest-
gelegt werden, die von der Immatrikulation bis zur Leitungsposition auf höchster 
Ebene reichen. Mit Punkt drei folgt ein wichtiger Aspekt, indem hier festgelegt 
wird „falls das Verhältnis von Männern und Frauen auf einer Karrierestufe signi-
fikant von dem der jeweils darunterliegenden Stufe abweicht, werden die Mit-
gliedseinrichtungen der DFG festlegen und publizieren, um welchen Anteil dieser 
Abstand innerhalb von fünf Jahren verringert werden soll.“ Es handelt sich dabei 
um die Einführung des sogenannten Kaskadenmodells, das seit diesem Zeitpunkt 
zu einem wichtigen Instrument für die Quotierung in Wissenschaft und Forschung 
geworden ist. Im folgenden Punkt vier des Strategiepapiers wird wiederum in we-
nig konkreten Formulierungen über wettbewerbsfähige und zukunftsorientierte 
Gleichstellung räsoniert und abschließend nochmals betont, dass die Beteiligung 
von Frauen an Förderverfahren gesteigert werden soll, soweit eine Unterrepräsen-
tanz festgestellt wird. 
Hinsichtlich der Umsetzung des Konzeptes „Forschungsorientierte Gleichstel-
lungsstandards“ wird bereits eingangs festgehalten, dass „die DFG selbst mit 
Hilfe von Anreizen und im Wege eines differenzierten Reaktionssystems dafür 
Sorge tragen wird, dass diese Standards eingehalten werden.“ Zu den im Einzel-
nen aufgeführten Maßnahmen dieser Umsetzung gehört die Einrichtung einer Ar-
beitsgruppe „Forschungsorientierte Gleichstellungsstandards“ mit beratendem 
Charakter. Die Mitgliedseinrichtungen der DFG sollen Selbstverpflichtungen zur 
Steigerung der Repräsentanz von Frauen abgeben sowie Zwischen- und Ab-
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schlussberichte vorlegen (im Rahmen des Fünfjahresplanes). Von entscheidender 
Bedeutung ist schließlich der Schluss des Strategiepapiers, in dem es heißt: „Die 
Einhaltung der Forschungsorientierten Gleichstellungsstandards ist außerdem ei-
nes der entscheidungsrelevanten Kriterien bei der Bewilligung von Forschungs-
verbünden, bei denen Mitgliedseinrichtungen Antragsteller sind.“ Dies bedeutet, 
dass auf alle antragstellenden Institutionen und Personen gezwungen sind, sich 
den von der DFG formulierten Gleichstellungsstandards anzupassen. 

Zielvereinbarungen auf Länderebene 

Auf der Ebene der Länder erfolgt die Einflussnahme auf die Hochschulen auch 
über die Hochschulgesetze sowie über Zielvereinbarungen zwischen den zustän-
digen Ministerien und den Hochschulen. Als Beispiel für die Verankerung von 
Quotenvorgaben in derartigen Zielvereinbarungen sei etwa die „Zielvereinbarung 
2016 bis 2020 zwischen der Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am 
Main und dem Hessischen Ministerium für Wissenschaft und Kunst“ vom 3. März 
2016 genannt.477 Hier wird im Abschnitt 5. „Gleichstellungs- und Familienförde-
rung“ unter der Zielvorgabe „Potentiale hochqualifizierter Frauen in der Wissen-
schaft halten“ als „Plan/Milestone“ ausgegeben: „Frauenanteil Neuberufungen 
auf 35 % (bis 2018) bzw. 40 % (bis 2010) steigern“. Weiterhin werden u.a. ange-
führt die „Erstellung eines Konzeptes zur Nachhaltigkeit der aus dem Professo-
rinnenprogramm I+II finanzierten Maßnahmen (06/2017)“, die „Besetzung von 
Tenure-Track-Professuren, Postdoc- und Dauerstellen in Orientierung am Kaska-
denmodell (DFG)“ fortlaufend und mit jährlichem Monitoring, die Berücksichti-
gung der „Hessenweiten Qualitätskriterien zur Gleichstellung in Berufungsver-
fahren“, die „Weiterführung der drei hessischen Monitoringlinien in neu struktu-
riertem Programm (2016-2020)“, die „Entwicklung eines Konzepts zur weiteren 
Förderung von Frauen in Spitzenpositionen (2016)“ sowie die „Qualitätssiche-
rung der im Rahmen des Personalkonzepts (…) etablierten Maßnahmen gemäß 
den DFG-Gleichstellungsstandards unter Einbeziehung der Frauenbeauftragten; 
jährlicher Monitor (2016-2020)“. Es folgt die Einbettung der Frauenförderung in 
das Konzept der „Diversität“ mit der Zielvorgabe „Gleichstellung der Geschlech-
ter umsetzen, Heterogenität von Studierenden und des wissenschaftlichen Perso-
nals als Chance annehmen sowie Umgang mit Diversität verbessern“. Erreicht 
werden soll dies durch „Ausweitung des zentralen Frauenförderplans zu einem 
Chancengleichheitsaktionsplan (GEDAP) durch Integration von Diversity Poli-
cies (2016)“ sowie konkret die „Stärkung des Instruments GEDAP der Fachbe-
reiche durch Aufnahme in die Zielvereinbarungen, Benennung einer verantwort-
lichen Person für Gleichstellung im Dekanat sowie zweijähriger Evaluation und 
Fortschreibung“, schließlich „Integration von Gleichstellung und Diversity in alle 

                                                
477 Einsehbar unter: www.uni-frankfurt.de/64911296/ZV_GU-HMWK_2016-20.pdf (abge-

rufen 22.1.2019) 
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Bereiche des Qualitätsmanagements, Indikatoren: in allen neuen Konzepten ist 
Gleichstellung/Diversity integriert“. 

Strukturen auf Hochschulebene 

Auf der Ebene der Hochschulen legten Frauenförderpläne die Ausrichtung und 
Durchführung des Gender Mainstreamings fest. Seit dem erstmaligen Einsetzen 
solcher Frauenförderpläne in den 1990er Jahren hat sich mittlerweile praktisch 
flächendeckend eine Art Standardtypus durchgesetzt, wobei die Übereinstimmun-
gen zum Teil bis hin zur Übernahme ganzer Absätze reichen. Beispielhaft kann 
hier kurz auf den Frauenförderplan der Frankfurter Johann Wolfgang Goethe-
Universität in der Fassung Laufzeit 2008-2014 eingegangen werden. Die Steige-
rung der Qualität von Forschung und Lehre wird darin mit der Förderung der 
Chancengleichheit verbunden und aus den Strukturveränderungen an den Hoch-
schulen die Notwendigkeit „einer forcierten Realisierung des Gleichstellungsauf-
trages“ abgeleitet. 478  Die Maßnahmen der Frauenförderung sollen „mit der 
Gleichstellung als Querschnittsaufgabe im Sinne des Gender Mainstreaming“ 
verbunden werden. „Querschnittsaufgabe“ ist dabei eine elegantere Umschrei-
bung der Vorstellung der „vollständig gegenderten Universität“ oder des Leitprin-
zips des Gender Mainstreamings. Es wird betont, dass „insbesondere in der Ein-
führungsphase Gender Mainstreaming ein Top-Down-Prozess ist: Gleichstellung 
ist eine Führungsaufgabe“.479 Das bedeutet nichts anderes, als dass die Verände-
rungen von oben nach unten diktiert werden müssen. Dazu ist ein „regelmäßiges 
Controlling“ notwendig, weshalb „die Fachbereiche und Einrichtungen alle zwei 
Jahre Bericht erstatten über den Stand der Erfüllung der Zielvorgaben und Ziele 
sowie der Umsetzung der im Frauenförderplan festgehaltenen Maßnahmen“. Man 
fühlt sich durch die Wortwahl erinnert an Planmaßnahmen und Zielvorgaben aus 
einem anderen ideologischen System auf deutschem Boden. Es folgen Vorgaben 
zur Erstellung weiterer dezentraler Frauenförderpläne auf den unterschiedlichen 
Ebenen der Universität sowie Festlegungen der Aufgaben und Befugnisse der 
Frauenbeauftragten und Frauenrätinnen. 
Eine Fortschreibung des Frauenförderplanes der Goethe-Universität erfolgte 
nicht; an seine Stelle trat 2015 ein „Zentraler Aktionsplan Chancengleichheit 
2016-2020 Gender Equality & Diversity Action Plan (GEDAP)“, in dem „die im 
‚Frauenförderplan 2008-2014‘, ‚Diversity-Konzept 2011-2014‘ sowie die im ‚au-
dit familiengerechte hochschule‘ verabschiedeten Zielvereinbarungen und Maß-

                                                
478 Frauenförderplan der Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt/M. 2008-2014. 

Maßnahmen zur Gleichstellung von Frauen und Männern, S. 4.  
479 Frauenförderplan der Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt/M. 2008-2014. 

Maßnahmen zur Gleichstellung von Frauen und Männern, S. 7. 
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nahmen in einem Dokument zusammengeführt“ werden.480 Der zentrale Aktions-
plan für alle Hochschulangehörigen soll die Verbindlichkeit der Maßnahmen er-
höhen und die zentrale Steuerung im Gleichstellungsbüro gewährleisten. Es ist 
deutlich, dass durch die Erweiterung auf den Bereich der sogenannten Diversity 
der Einfluss der Frauenbeauftragten weiter ausgebaut werden soll, indem sie nun 
auch als Interessenvertreterinnen für weitere angeblich marginalisierte Gruppen 
agieren, die nach der Lesart der soziologischen Diversität diskriminiert sein kön-
nen aufgrund ihrer kulturellen, ethnischen oder religiösen Zugehörigkeit, ihrer se-
xuellen Orientierung, ihres Alters oder aufgrund einer Behinderung. Entspre-
chend werden auch für solche Gruppen Quotenforderungen gestellt.481 
Als Exekutive des Gender Mainstreamings fungiert das engmaschige Netz der 
Frauenbeauftragten, die sich entsprechend der skizzierten Erweiterung ihrer Zu-
ständigkeiten in den letzten Jahren zumeist umbenannt haben in Gleichstellungs-
beauftragte oder neuerdings Diversity-Beauftragte. Die Hochschulfrauen- oder 
Hochschulgleichstellungsbeauftragte ist in der Regel mit einer eigenen Abteilung 
aus Wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Sekretariat direkt im Präsidium der 
Hochschulen angesiedelt. Damit ist ein maximaler Einfluss auf die Entscheidun-
gen an der Spitze der Hochschulen gewährleistet. Es folgen Gleichstellungsbe-
auftragte auf der Ebene der Fachbereiche bzw. Fakultäten. Diese sind direkt   
den Dekanaten zugeordnet, womit ebenfalls ein maximaler Einfluss auf die Lei-
tung der Fachbereiche gewährleistet ist. Schließlich gibt es Gleichstellungsbeauf-
tragte auf Institutsebene sowie studentische Gleichstellungsbeauftragte. Gemäß 
dem Konzept des Gender Mainstreamings, wonach dessen Methoden und Ziele 
mit allen politisch-administrativen Maßnahmen auf allen Ebenen durch alle an 
Entscheidungsprozessen beteiligten Personen vertreten werden sollen (Stichwort: 
Hochschule als grundlegend „gegenderte“ Organisation), wird versucht, Einfluss 
auf alle in den Gremien der Hochschulen vertretene Personen zu nehmen. Solche 
Einflussnahme bezieht sich etwa auf das Abstimmungsverhalten, aber auch auf 
die Ausrichtung von Forschungsvorhaben bis hin zur Sprachwahl. 
Ein Schlüssel für die Einflussnahme der Frauen- oder Gleichstellungsbeauftrag-
ten ist natürlich die Besetzung von Stellen an den Hochschulen, um dem Gender 
Mainstreaming zum Erfolg zu verhelfen und nachhaltig auf zukünftige Entwick-
lungen Einfluss zu nehmen. Entsprechend müssen die Gleichstellungsbeauftrag-
                                                
480 Eine Vorstellung des Konzeptes durch die Frauenbeauftragte Anja Wolde unter www.bu-

kof.de/tl_files/Jahrestagung/jt15_Wolde.pdf sowie www.uni-frankfurt.de/55259644/ge-
dap (abgerufen 22.1.2019). 

481 So diskutierte eine im Auftrag der SPD-nahen Friedrich-Ebert-Stiftung eingesetzte Kom-
mission unter Leitung der seinerzeitigen Integrationsbeauftragten der Bundesregierung 
Aydan Özoguz Anfang 2017 über die Einführung von Zielquoten für „Bürger_innen mit 
Einwanderungsgeschichte“ in öffentlicher Verwaltung und Privatwirtschaft s. „Miteinan-
der in Vielfalt – Eine Agenda für die Einwanderungsgesellschaft (Berlin 2017) S. 36-38: 
http://library.fes.de/pdf-files/dialog/13185.pdf (abgerufen 22.1.2019). 
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ten in alle mit Stellenbesetzungen verbundenen Prozesse einbezogen werden. 
Dies und die gebetsmühlenartig wiederholte Forderung nach Frauenförderung ha-
ben dazu geführt, dass Frauen an deutschen Hochschulen bei Berufungen auf Pro-
fessuren deutlich bevorzugt werden. Basierend auf den Zahlen, die vom Gemein-
samen Wissenschaftsrat jährlich zum Thema „Datenmaterial zu Frauen in Hoch-
schulen und außerhochschulischen Forschungseinrichtungen“ vorgelegt werden, 
lässt sich zusammenfassend feststellen, dass Frauen aktuell (d.h. Zahlen für das 
Jahr 2017) an der Gesamtzahl der Berufungsverfahren an deutschen Hochschulen 
mit einem guten Viertel der Bewerbungen vertreten sind, während ein Drittel der 
Ruferteilungen und Ernennungen auf sie entfällt.482 Durch die in den Förderplä-
nen festgeschriebene Ausrichtung und die Einflussmöglichkeiten der Gleichstel-
lungsbeauftragten im Hochschulbetrieb wird von allen Mitgliedern der Hoch-
schulen ein Bekenntnis zum Gender Mainstreaming verlangt, das von diesen auch 
weitgehend geleistet wird, sofern sie als Verantwortliche im Fokus der akademi-
schen Öffentlichkeit stehen. Hinter vorgehaltener Hand dagegen machen viele 
Wissenschaftler, Frauen wie Männer, allerdings keinen Hehl daraus, dass sie die 
Ideologie des Gender Mainstreamings ablehnen. Nicht ohne Grund ist die Umset-
zung des Gender Mainstreaming auf Anweisungen von oben angewiesen („Top-
Down-Prozess“). 

Träger und Profiteure des Gender Mainstreamings und der Gender Studies 

Vor diesem Hintergrund kann man sich fragen, wer eigentlich vom System des 
Gender Mainstreamings und der Gender Studies an den deutschen Hochschulen 
profitiert? Das sind zum einen natürlich die zahlreichen Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragten und ihre Mitarbeiter, zumeist Mitarbeiterinnen. Soweit diese 
hauptamtlich tätig sind, baut ihre berufliche Existenz darauf auf. Hauptberufliche 
Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte sind in der Regel nicht oder nicht mehr 
wissenschaftlich tätig. Sie sind gleichsam Funktionärinnen und Lobbyistinnen der 
Frauenpolitik, festangestellte Ideologinnen, die ihre berufliche Selbstbestätigung 

                                                
482 Dies ist im Einzelnen aufgeschlüsselt für die Jahre 2013 bis 2015 in H. Schulze-Eisen-

traut, Gender-Mainstreaming. Wie eine Ideologie die deutschen Hochschulen infiltriert, 
in: H. Schulze-Eisentraut – T. Steiger – A. Ulfig, Die Quotenfalle. Warum Genderpolitik 
in die Irre führt (München 2017) S. 215-219. Auch in der jüngsten Fortschreibung des 
Datenmaterials bestätigt sich dieser Befund. Im Bericht zur „Chancengleichheit in Wis-
senschaft und Forschung. 22. Fortschreibung des Datenmaterials (2016/2017) zu Frauen 
in Hochschulen und außerhochschulischen Forschungseinrichtungen“ werden unter 
Punkt 2.2.5 die Frauenanteile am Berufungsgeschehen 2017 zusammengefasst. Demnach 
stellten Frauen 27,6 Prozent der Bewerbungen, erhielten 33,2 Prozent der Listenplätze, 
33,4 Prozent der Rufe und 34,2 Prozent der Ernennungen. Bei den verfahrenstechnisch 
anders gelagerten Berufungen auf Juniorprofessuren lag der Anteil von Frauen mit 48,1 
Prozent über ihrem Anteil an Promotionen mit 45,2 Prozent für das Vorjahr 2016, s. 
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/22._FS_ 
Frauenbericht_2018_Heft_60.pdf (abgerufen 18.1.2019). 
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ausschließlich über Erfolge des von ihnen vertretenen Konzepts erfahren können. 
Die so entstandene berufliche Abhängigkeit macht gleichzeitig das Eingeständnis 
eines eventuellen Erreichens von Geschlechtergerechtigkeit unmöglich, da hier-
mit die Tätigkeiten von Frauenbeauftragten obsolet würden. Die Erfahrung zeigt, 
dass bei einem Überschreiten von Parität zugunsten des Frauenanteils Forderun-
gen geltend gemacht werden, die als Kompensation für fehlende Paritäten an an-
derer Stelle verkauft werden.483 Ein weiteres Mittel ist die zunehmende Verfei-
nerung des Sensoriums zur Aufdeckung angeblicher Diskriminierungen und im-
mer neuer Benachteiligungstatbestände, so etwa die von US-amerikanischen 
Hochschulen übernommenen sogenannten Mikroaggressionen (microaggressi-
ons), die neue Immunisierungsstrategien wie etwa die „safe spaces“ nach sich 
ziehen. Vorausschauend aus der Sicht dieser Funktionärinnen der Gender 
Mainstreaming-Ideologie ist die Erweiterung ihrer Kompetenzen im Sinne des 
sogenannten Diversitätsmodells, das ihnen die Vertretung weiterer angeblicher 
Minderheiten im Hochschulbereich sichern soll. 
Auf der Ebene der nicht hauptberuflichen Frauen- und Gleichstellungsbeauftrag-
ten liegt der Vorteil in dem mit der Position verbundenen zum Teil erheblichen 
Machtzuwachs im universitären Gefüge, da zahlreiche Entscheidungen an die Zu-
stimmung der jeweils zuständigen Beauftragten gebunden sind. Es profitieren 
aber auch ganz direkt diejenigen Frauen, die durch Quotierungen begünstigt wer-
den. Gleichzeitig möchte sich keine Frau nachsagen lassen, sie habe ihre Stelle 
durch Quotenvorgabe erhalten, und sich dementsprechend als Quotenfrau feiern 
lassen. Und hier liegt auch der perfideste Aspekt der mit dem Gender Main-
streaming verbundenen Quotierung: Frauen, die in Zeiten festgelegter Quoten 
eine Stelle erhalten, stehen automatisch in Verdacht, ihre Position dem System 
des Gender Mainstreamings zu verdanken. 
Von den Gender Studies als Forschungsfeld profitieren zunächst vor allem dieje-
nigen, die eine Stelle an den 209 expliziten Genderprofessuren und den 72 For-
schungszentren zu Gender und Diversity an den deutschsprachigen Hochschulen 
innehaben, neben den Professoren auch wissenschaftliche Mitarbeiter verschie-
dener Art. Grundsätzlich problematisch unter wissenschaftsethischen Grundsät-
zen ist in diesem Zusammenhang, dass die Gendertheorie in hohem Maße an die 
individuellen Selbsterfahrungen ihrer Vertreter gekoppelt ist. Kritik an dieser 
Form der Selbsterfahrungsforschung (lived experience) weisen die Vertreter der 
Gender Studies mit dem Argument zurück, dass diese ein Korrektiv zur herr-
schenden patriarchalischen Weltdeutung darstelle. Unter methodischen Gesichts-

                                                
483 Etwa indem im Frauenförderplan der Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt/M. 

2008-2014. Maßnahmen zur Gleichstellung von Frauen und Männern, S. 17 angesichts 
einer insgesamt über 50 Prozent liegenden Quote weiblicher Studenten darauf verwiesen 
wird, dass „trotz der insgesamt positiven Entwicklung noch acht [von 16] Fachbereichen 
unterhalb des Ziels von 50 %“ liegen. 
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punkten wäre dies nicht einmal dann ein überzeugendes Argument, wenn man 
davon ausginge, dass es eine herrschende patriarchalische Weltdeutung gäbe. Die 
fragwürdige Verknüpfung persönlicher Interessen mit der Forschungsausrichtung 
wird auch deutlich bei einem Sonderbereich der Gender Studies, den sogenannten 
Queerstudies, die sich mit den von der heterosexuellen Norm abweichenden se-
xuellen Identitäten befassen und deren Vertreter durchgehend bekennende An-
hänger dieser sexuellen Identitäten sind. 
Indirekt profitieren auch zahlreiche andere Wissenschaftler, die ihre Forschungen 
zu beliebigen geschlechtsspezifischen Phänomenen unter dem Label Gender Stu-
dies laufen lassen, um so an der modischen Reputation des Forschungsfeldes Gen-
der teilhaben und die reichlich fließenden Fördermittel in diesem Bereich nutzen 
zu können. 
Durch das Zusammenspiel der beteiligten Institutionen aus den Bereichen Hoch-
schule, Forschungsinstitute, Stiftungen und Politik erstreckt sich der Einfluss des 
Gender Mainstreaming-Kartells mittlerweile auf alle Bereiche der Hochschul- 
und Forschungspolitik. Der daraus resultierende scheinbare Konsens führt dazu, 
dass kritische Fragestellungen oder Stellungnahmen zum Thema Gender in der 
deutschen Scientific Community weitgehend ausbleiben. Vorgebliche Alternativ-
losigkeit und ausbleibende Diskussion aber spielen den politischen Vertretern po-
pulistischer Strömungen auch beim Thema Gender in die Hände. 
Weite Teile der Bevölkerung stehen den Gender Studies skeptisch, ja verständ-
nislos gegenüber. Und auch in der wissenschaftlichen Gemeinschaft gibt es in 
Teilen einen zumindest passiven Widerstand gegen die Zumutungen von Gender 
Mainstreaming und Gender Studies. Speziell unter Wissenschaftlern, die sich mit 
der auf Judith Butler und ihren Mitstreitern zurückgehenden Theorie des sozial 
konstruierten und wählbaren Geschlechtes beschäftigt haben, gibt es jenseits der 
in den Gender Studies institutionell verankerten Personen einen breiten Konsens 
in der Ablehnung dieser Theorie. Auch wird der mit der politischen Ideologie des 
Gender Mainstreamings verbundene Anspruch auf Geschlechtergleichheit in al-
len Bereichen (nicht zu verwechseln mit Gleichberechtigung in den Vorausset-
zungen) vielfach als Zumutung empfunden.  
Warum wird aber an deutschen Hochschulen kaum offene Kritik am geradezu 
planwirtschaftlich organisierten System Gender Mainstreaming und der Ideolo-
gie der Gender Studies laut? Immerhin handelt es sich bei einem beträchtlichen 
Teil der Betroffenen ja um Wissenschaftler, die die Freiheit der Forschung und 
Lehre propagieren, auch wenn die zunehmende Bürokratisierung der Hochschu-
len den Raum für Freiheiten immer mehr beschneiden mag. Tatsächlich ist das 
Thema Gender an den deutschen Hochschulen zu Beginn des 21. Jahrhunderts 
mit einem regelrechten Tabu belegt. Indem eine Verquickung von Forschung und 
universitärer Machtpolitik stattgefunden hat, konnte sich ein Netzwerk institutio-
nalisierter Genderaktivisten und Genderforscher etablieren, das in einem Kreis-
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lauf der immer gleichen Institutionen und Personen durch die Vergabe von Stel-
len, Forschungsmitteln, Stipendien und Gutachten den Gang der Entwicklung in 
diesem Bereich bestimmt. Durch das staatlich geförderte System des Gender 
Mainstreamings werden diese Netzwerke protegiert, durch die allgegenwärtigen 
Frauen-, Gleichstellungs- und Diversitätsbeauftragten sind sie auf allen Ebenen 
des Hochschulbetriebs präsent und in der Regel direkt der Führungsebene zuge-
ordnet.  
Analog zu mittlerweile in angelsächsischen Ländern verbreiteten Strukturen mit 
Diversity-Councils und Diversity-Officers, bei denen man auch anonym „Anzei-
gen“ erstatten kann, kommt inzwischen auch in Deutschland das Mittel der De-
nunziation zum Einsatz, indem etwa Veranstaltungen, in denen auf irgendeiner 
Ebene ein Geschlechterproporz verfehlt wird, bei Universitätsleitungen oder 
Geldgebern angezeigt werden, um auf diese Weise Druck auszuüben, diesen Pro-
porz zu verändern. Kritik am System des Gender Mainstreamings oder auch nur 
an einzelnen Thesen der Gender Studies wird zudem als Kritik an der Wissen-
schaft insgesamt oder Angriff auf die Institutionen der Wissenschaft diffamiert.  
Und so wird Kritik an der Lehre und der Institutionalisierung der Gender Studies 
allzu selten öffentlich gemacht – sei es, weil die Lehren der Gender Studies durch 
das oben skizzierte System staatlicher Einflussnahme protegiert werden, sei es 
aus Gleichgültigkeit gegenüber einer als unwissenschaftlich empfundenen Theo-
rie und der damit verwobenen Ideologie, sei es, weil Forschungsgelder reichlich 
fließen, wenn das Schlagwort Gender in Forschungsvorhaben eingebracht wird. 
Doch niemand möge sich täuschen: Mit jeder unkritischen Verwendung des Gen-
der-Begriffes steigen die Gender Studies im Ranking der Wissenschaften und er-
halten so eine Legitimität, die ihnen nach wissenschaftlichen Standards abgespro-
chen werden muss. 
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